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Kein Stillstand der Rechtspflege mehr:
Überblick über die neuesten Entscheidungen zum
Kaufrecht und Ausblick auf die Reform im Sommer

2026
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Reform der Zuständigkeit von AG und LG

• Der Bundestag hat am Donnerstag, 13.11.2025, den Gesetzentwurf
der Bundesregierung zur Änderung des Zuständigkeitsstreitwerts der
Amtsgerichte, zum Ausbau der Spezialisierung der Justiz in
Zivilsachen sowie zur Änderung weiterer prozessualer Regelungen
(21/1849, 21/2466, 21/2669 Nr. 23) angenommen.

• Der in § 23 GVG geregelte Zuständigkeitsstreitwert wird von bisher
5.000 Euro auf 10.000 Euro angehoben. Der Bundesrat verzichtete
am 21.11.2025 darauf, den Vermittlungsausschuss anzurufen. Damit
ist künftig bei Streitigkeiten bis 10.000 Euro das Amtsgericht
zuständig und es besteht kein Anwaltszwang.

• Beachte ab dem 1.1.2026 den neuen Berufungsstreitwert von 1000
Euro sowie, dass die Nichtzulassungsbeschwerde zum BGH erst ab
25.000 Euro eröffnet wird.

• Zum Übergangsrecht beachte § 44 EGGVG
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Weitere Reform

• Beachte Gesetz zur Änderung des
Verbrauchervertrags- und des
Versicherungsvertragsrechts sowie zur
Änderung des Behandlungsvertragsrechts und
mithin die jüngste Novelle diesen Aspekt leider
aus (BGBl. 2026 I Nr. 28 vom 05.02.2026)

• Teils treten die geänderten Vorschriften am Tag
nach der Verkündung in Kraft, in der Hauptlast
am 19. Juni 2026 (siehe Art. 10)
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Regierungsentwurf (18.3.2026) eines Gesetzes zur Haftung
bei Unfällen mit Elektrokleinstfahrzeugen im

Straßenverkehr|

• Der Entwurf schlägt eine Änderung der
Haftungsprivilegierung für langsam fahrende
Fahrzeuge wie elektrische Tret- und Stehroller
(E-Scooter) in § 8 Nr. 1 StVG vor. Dort wird
eine Ausnahme für Elektrokleinstfahrzeuge
vorgesehen. Für sie gelten damit künftig die
verschuldensunabhängige Halterhaftung nach
§ 7 Abs. 1 StVG und die Haftung des
Fahrzeugführers aus vermutetem Verschulden
gemäß § 18 Abs. 1 StVG.
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Recht auf Reparatur
Referentenentwurf vom 15.1.2026

• Das BMJV hat am 15. Januar 2026 den Referentenentwurf eines
Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2024/1799 zur Förderung
der Reparatur von Waren (Recht-auf-Reparatur-Richtlinie)
veröffentlicht.

• Insbesondere soll neben einem veränderten § 434 Abs. 3 S. 2
(„Reparierbarkeit“) BGB mit der Einführung von § 475e Absatz 5 BGB-
E die Verjährung von Ansprüchen wegen eines Mangels einmalig um
zwölf Monate verlängern werden, wenn eine Nacherfüllung gemäß §
439 BGB im Wege der Nachbesserung erfolgt.

• Bevor ein Verkäufer das Produkt austauscht oder repariert, soll er die
Verbraucherin oder den Verbraucher künftig darauf hinweisen müssen,
dass die Wahl zwischen Reparatur und Austausch besteht und sich bei
einer Reparatur die Gewährleistung um ein Jahr verlängert.

• Das Gesetz soll am 1. August 2026 in Kraft treten.
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Schuldrechtsreform 2.0 nach der Reform
des Kaufrechts: Erfahrungen und

Wissenswertes für die Praxis
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Zum Gebrauchtwagen- und Neuwagenkauf
siehe:

• Staudinger, in: Westphalen, Graf  von/ Thüsing/Pamp,
Vertragsrecht und AGB-Klauselwerke, Werkstand: 52.
EL November 2025.

Gebraucht- und Neuwagenkäufe nach
Umsetzung der WKRL
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Garantie
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Garantie

• OLG Zweibrücken, Beschluss v. 27.12.2024 – 8 U 175/22
• Inhalt:

1. Der Käufer eines Gebrauchtwagens ließ sich mit einem selbst verfassten Kaufvertrag
sehr vorteilhafte Garantieansprüche einräumen, die ein vermeintlicher Verkäufer
unterzeichnete. In diesem Fall ist der Käufer nicht schutzwürdig.

2. Der Käufer eines 14 Jahre alten Autos hatte in dem Kaufvertrag ein volles
Garantieversprechen über zwei Jahre abgeschlossen.

3. Hier endet der gute Glaube, ein redlicher Käufer kann nicht darauf  vertrauen, dass
der Verkäufer vom Geschäftsinhaber zum Abschluss eines derartigen Vertrages
bevollmächtigt ist.

• Fundstelle: juris; BeckRS 2024, 48199
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• OLG München Urt. v. 11.11.2024 – 19 U 200/24 e (1)
• Leitsätze:

1. Textnachrichten oder Attachments in Gestalt von Textverarbeitungs- oder PDF-
Dateien oder ausreichend guter Fotos per WhatsApp wahren bei rechtsgeschäftlich
vereinbarter Schriftform die Voraussetzungen des § 127 Abs. 2 S. 1 BGB. Dies gilt
nicht bei WhatsApp-Sprachnachrichten oder Video- oder Audio-Attachments.

2. Eine Willenserklärung kann auch mittels Zeichen kundgetan werden, d.h. auch
durch digitale Piktogramme - wie Emojis. Ob der Verwender von Emojis einen
Rechtsbindungswillen zum Ausdruck bringen oder lediglich seine Stimmungs- oder
Gefühlslage mitteilen möchte, ist eine Frage der Auslegung.

3. Faktoren wie Nationalität und Muttersprache, kultureller Hintergrund sowie Alter,
Geschlecht oder Persönlichkeitsstruktur können sowohl die Nutzung als auch das
Verständnis von Emojis beeinflussen.
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• OLG München Urt. v. 11.11.2024 – 19 U 200/24 e (2)
• Leitsätze:

4. Emojis bergen die Gefahr von Missverständnissen und Fehlschlüssen, weil die
konkret verwendeten Symbole möglicherweise auf  einem spezifischen "Emoji-
Soziolekt" beruhen, der bloß innerhalb einer bestimmten Gruppe existiert.

5. Zu Bestimmung des Bedeutungsgehalts von Emojis kann der Rechtsanwender
gegebenenfalls Emoji-Lexika zurate ziehen. Hinweise auf  das Verständnis eines
Emojis können auch aus dem Begleittext folgen.

• Fundstelle: juris



Rücktritt beim Autokauf
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• OLG Celle, Urt. v. 11.2.2026 – 7 U 46/25
• Leitsatz:

Beim Verbrauchsgüterkauf genügt die Vereinbarung des Verkaufs „als
Bastlerfahrzeug“ nur dann den Anforderungen von § 476 Abs. 1 Satz 2 BGB, wenn
zugleich die einzelnen Merkmale, die von den objektiven Anforderungen abweichen,
mitgeteilt werden.

• Fundstelle: BeckRS 2026, 1973
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• OLG Celle, Urt. v. 27.8.2025 – 7 U 67/24
• Redaktionelle Leitsätze:

1. An eine Beschaffenheitsvereinbarung unter Verbrauchern sind strenge
Anforderungen zu stellen.

2. Die Erklärung eines Verbrauchers, eine TÜV-Abnahme durchzuführen, lässt mit
Rücksicht auf den nach Treu und Glauben und die Verkehrssitte zu würdigenden
Empfängerhorizont regelmäßig nicht den Willen erkennen, für das Vorhandensein
einer bestimmten Eigenschaft einzustehen.

• Fundstelle: VuR 2025, 463 mAnm Schlereth/Sauerbrey
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• LG Berlin II, Urt. v. 2.12.2025 – 10 O 66/25
• Inhalt:

1. Im Kaufvertrag bezeichnete der Händler das verkaufte Fahrzeug als „Unfallfahrzeug“. Eine
schriftliche vorvertragliche Information gab es nicht. Als der Verbraucher von dritter Seite
gezeigt bekam, dass der Unfallschaden nicht fachgerecht beseitigt wurde, erklärt er den
Rücktritt vom Kaufvertrag. Der Händler hält dagegen. Er habe alle notwendigen, auch
vorvertraglichen Informationen mündlich erteilt.

2. Das LG stellt zunächst fest, dass der Unfallschaden im Vertrag nicht ausreichend
offengelegt worden sei. Zwar sei es nicht ausgeschlossen, dass der Verbraucher mündlich
über die Abweichung von der objektiven Beschaffenheit informiert wurde. Dies setze aber
eine genaue Beschreibung der abweichenden Eigenschaften voraus und schließe pauschale
Hinweise auf die „schlechte“ oder „abweichende“ Beschaffenheit der Ware aus. Es sei damit
nicht ausreichend, ein Kfz nur als „Unfallfahrzeug“ zu bezeichnen. Zudem müsse die
Zustimmung des Käufers getrennt von der Zustimmung zum restlichen Hauptvertrag
erfolgen. Eine konkludente Zustimmung genüge nicht. Eine mündliche vorvertragliche
Information über den Schadenumfang konnte der Händler nicht beweisen. § 442 BGB
findet beim Verbrauchsgüterkauf keine Anwendung, § 475 Abs. 3 S. 2 BGB.

• Fundstelle: IWW Institut, VA 2026, 22



Rücktritt beim Autokauf

Prof. Dr. Ansgar Staudinger 16

• LG Wiesbaden, Urt. v. 7.10.2025 – 4 O 81/24
• Inhalt:

1. Die Regelung des § 475d Abs. 1 Nr. 2 BGB setzt voraus, dass sich nach Abschluss der
Nacherfüllung „ein“ Mangel zeigt. Dabei muss es sich nicht notwendig um denselben Mangel
handeln, der Anlass der zuvor vorgenommenen Nacherfüllung war. Nach der Intention des
Gesetzgebers soll es unerheblich sein, ob der Mangel nach dem Nacherfüllungsversuch
fortbesteht oder ob der Unternehmer bei der Vornahme der Nacherfüllung einen neuen, anderen
Mangel verursacht. Im Rahmen einer Nacherfüllung durch Mängelbeseitigung sind die
Voraussetzungen der Regelung danach jedenfalls dann gegeben, wenn entweder der Mangel
fortbesteht, der Gegenstand der Nacherfüllung war, oder im Zuge der Nachbesserung ein
weiterer Defekt der Ware verursacht wurde, der – hätte er zum Zeitpunkt des Gefahrübergangs
vorgelegen – einen Sachmangel iSv § 434 BGB oder einen Rechtsmangel iSv § 435BGB
darstellen würde. Dem dürfte gleichzusetzen sein, wenn sich trotz Behebung des gerügten
Mangels ein Sachmangel zeigt, der bereits bei Gefahrübergang vorlag oder dessen Vorliegen zu
diesem Zeitpunkt nach § 477 BGB zu vermuten ist.

2. Liegen zwischen Herstellung und Verkaufsdatum mehr als 12 Monate, ist ein Fahrzeug als
Gebrauchtfahrzeug anzusehen. Gleichwohl darf der Käufer einen Zustand erwarten, der dem
eines Neufahrzeugs entspricht. Ein solches Fahrzeug darf nicht rund um mit Kratzern übersäht
sein, welches Mängelbeseitigungskosten von über 10 % des Kaufpreises nach sich zieht.



Rücktritt beim Autokauf

• LG Wuppertal, Urt. v. 10.9.2025 – 4 O 52/25
• Redaktioneller Leitsatz:

Knarzgeräusche, die beim Fahren über unebene Fahrbahnoberflächen und auf
knarzende Kunststoffabdeckungen im Heckbereich zurückzuführen sind, stellen bei
einem Fahrzeug eines namhaften deutsche Autoherstellers - in einem Preissegment von
über 70.000 EUR einen Mangel dar, der zum Rücktritt vom Kaufvertrag berechtigt.

• Fundstelle: BeckRS 2025, 33131
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Rücktritt beim Autokauf

• LG Aachen, Beschluss v. 13.8.2025 – 11 O 40/25
• Inhalt (noch ausstehend):

Rechtsstreit gegen Aston Martin über eine Nutzungsentschädigung i.H.v. rund 55.000 €
für mehr als 400 gefahrene Kilometer.
Der Käufer möchte das Fahrzeug mängelbehaftet wieder zurückgeben (Modell
Valkyrie).

Prof. Dr. Ansgar Staudinger



Rücktritt beim Autokauf

• AG Hanau, Urt. v. 31.1.2024 – 39 C 111/23
• Orientierungssätze:

1. Die Klausel des Verkäufers eines Neuwagens, dass aufgrund der aktuellen
Liefersituation alle Bestellungen ohne Liefertermin und unverbindlich
vorbehaltlich einer Produktion bestätigt werden, ist unwirksam.

2. Nach § 308 Nr. 1 BGB ist in AGB insbesondere unwirksam eine Bestimmung,
durch die sich der Verwender unangemessen lange oder nicht hinreichend
bestimmte Fristen für die Annahme oder Ablehnung eines Angebots oder die
Erbringung einer Leistung vorbehält. Der genannten Klausel lässt sich weder
konkret, noch annäherungsweise entnehmen, wann eine Lieferung des
Neufahrzeuges erfolgt, schon weil die Produktion des Fahrzeuges als
Voraussetzung einer Lieferung offen gehalten wird.

• Fundstelle: juris

Prof. Dr. Ansgar Staudinger



Schadensersatz aus
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Schadensersatz

• AG Duisburg-Hamborn, Urt. v. 13.5.2025 – 7 C 7/25
• Inhalt:

1. Der Kläger hat keinen Anspruch auf Schadensersatz gem. § 280 Abs. 1 BGB
i.V.m. dem abgeschlossenen Kaufvertrag noch aus einem anderen Rechtsgrund.

2. Die Beklagte hat keine Pflicht verletzt, indem sie dem Kläger nicht unmittelbar
nach Zulassung des von ihm gekauften Fahrzeugs notwendige Daten für die
Beantragung des Umweltbonus mitgeteilt hat. Eine solche vertragliche
Vereinbarung war weder vereinbart, noch ergab sie sich aus den Umständen.

• Hinweis: Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig
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Schadensersatz

• AG Frankfurt, Urt. v. 22.12.2023 – 29 C 2945/23
• Redaktionelle Leitsätze:

1. Eine Vertragsklausel für Neuwagen- und Verkaufsbedingungen, die eine Regelung
zum Verzug und zur Höhe des Verzugsschadens im Fall einer Überschreitung
eines unverbindlichen Liefertermins enthält, ist nicht dahin auszulegen, dass diese
eine eigene Anspruchsgrundlage für eine Verzugspauschale darstellt.

2. Eine solche Regelung ist lediglich als Begrenzung eines etwaig bestehenden
Verzugsschadensersatzanspruchs zu verstehen.

• Fundstelle: DAR 2024, 271
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Schadensersatz

• AG Frankfurt, Urt. v. 17.5.2023 – 29 C 4275/22
• Redaktioneller Leitsatz:

Die Händler müssen den Auslieferungsstopp lesen und umsetzen, so dass während
einer laufenden Untersuchung Neufahrzeuge (unabhängig davon, ob verkauft, nicht
verkauft, zugelassen oder nicht zugelassen)  zurückgehalten werden müssen und nicht
an Kunden übergeben werden dürfen.

• Fundstelle: DAR 2023, 516
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Reform durch die Warenkaufrichtlinie
(WKRL)
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• Richtlinie (EU) 2019/771 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20.
Mai 2019 über bestimmte vertragsrechtliche Aspekte des Warenkaufs, zur
Änderung der Verordnung (EU) 2017/2394 und der Richtlinie 2009/22/EG
sowie zur Aufhebung der Richtlinie 1999/44/EG

• Die Richtlinie war von den Mitgliedstaaten bis zum 1.7.2021 in nationales
Recht umzusetzen.

• Siehe hierzu das Gesetz zur Regelung des Verkaufs von Sachen mit digitalen
Elementen und anderer Aspekte des Kaufvertrags v. 25.6.2021

• Art. 24 Abs. 2 WKRL nimmt Kaufverträge, die vor dem 1.1.2022 geschlossen
wurden, aus dem Anwendungsbereich aus. Die neuen Vorschriften finden
daher Anwendung auf  Kaufverträge, die ab dem 1.1.2022 geschlossen werden
(Übergangsregelung in Art. 229 § 58 EGBGB, vgl. BT-Drs. 19/27424, S. 13).
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• Die Richtlinie ist vollharmonisierend, sieht jedoch einige Öffnungsklauseln vor.
• Der Anwendungsbereich erstreckt sich auf  Kaufverträge von Waren zwischen

einem Verbraucher und Verkäufer.
• Regelungsbereich:

• Vertragsmäßigkeit von Waren (Art. 5-9 WKRL)
• Verjährung von Mängelansprüchen (Art. 10 WKRL)
• Beweislastumkehr (Art. 11 WKRL)
• Rügeobliegenheit des Verbrauchers (Art. 12 WKRL)
• Regelungen zu Abhilfen bei Vertragswidrigkeit (Nachlieferung,

Nachbesserung, Minderung, Rücktritt)
(Art. 13-16 WKRL)

• Gewerbliche Garantien (Art. 17 WKRL)
• Unternehmerregress (Art. 18 WKRL)



Reform durch die Warenkaufrichtlinie
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Reform durch die Warenkaufrichtlinie
(WKRL)
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• Der Regelungsbereich deckt sich mit dem der Verbrauchsgüterkaufrichtlinie.
• Der Begriff  von Waren ist identisch mit demjenigen der Verbrauchsgüter aus

der Verbrauchsgüterkaufrichtlinie. Klargestellt wird, dass auch der Tierkauf
einbezogen ist (Art. 3 Abs. 5 S. 1 lit. b WKRL).

• Hinsichtlich des Verbraucher- und Unternehmerbegriffs ergehen keine
Veränderungen.

• Ausschluss von § 344 Abs. 1 HGB, sofern eine natürliche Person
(als Einzelkaufmann) handelt; Vermutung für Verbraucherhandeln
aus Negativformulierung in § 13 BGB als im Verhältnis zu § 344
Abs. 1 HGB jüngere und speziellere Regelung mit
unionsrechtlichem Hintergrund: BGH v. 10.11.2021 – VIII ZR
187/20 (in diesem Foliensatz enthalten).

• Einbezogen sind neben der Sachmängel- ebenso die
Rechtsmängelgewährleistung (Erwägungsgrund Nr. 35 S. 1 WKRL).



Reform durch die Warenkaufrichtlinie
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• Abgrenzungsfragen ergeben sich mit Blick auf  Erwägungsgrund
Nr. 18 S. 1, 2 WKRL für das Verhältnis der §§ 119 ff. BGB zu
den §§ 434 ff. BGB. Die Parallele zur Umsetzung der
vollharmonisierenden Pauschalreiserichtlinie II und mithin das
Verhältnis der §§ 119 ff. BGB zu §§ 651i ff. BGB liegt nahe
(Führich/Staudinger, ReiseR-HdB/Staudinger, 8. Aufl. 2019, § 9
Rn. 30, § 17 Rn. 4).

• Ausgespart bleiben vom Richtliniengeber Vorgaben für den
Erfüllungsort (Erwägungsgrund Nr. 56 WKRL) sowie
prozessuale Aspekte. Deshalb ergibt sich auch kein unmittelbarer
Korrekturbedarf  für §§ 269, 270 BGB  sowie § 29 ZPO.



Reform durch die Warenkaufrichtlinie
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• Auswirkungen der Reform zeigen sich insbesondere an:
• Mangelbegriff
• Nacherfüllung
• Rücktritt und Schadensersatz
• Fortbestehende Abgrenzungsschwierigkeiten (neu – gebraucht)
• Formerfordernisse für negative Beschaffenheitsvereinbarungen, § 476

Abs. 1 S. 2 BGB
• Formerfordernisse bei rechtsgeschäftlichen Verjährungserleichterungen,

§ 476 Abs. 2 S. 2 BGB
• Verlängerung der Beweislastumkehr, § 477 BGB



Reform durch die Warenkaufrichtlinie
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• Änderungen zum Sachmangel gem. § 434 BGB:
• Gleichrangige Kombination von subjektiven und objektiven Anforderungen

und Montageanforderungen
• Die subjektiven Anforderungen liegen vor, wenn die Ware nach § 434 Abs. 2 S.

1 Nr. 1 BGB einer etwaig vereinbarten Beschaffenheit entspricht oder sich laut
§ 434 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 BGB für vom Vertrag vorausgesetzten Verwendung
eignet und nach § 434 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 BGB gemäß dem Vertrag sämtliches
Zubehör und sämtliche Anleitungen mitgeliefert werden.

• Zur vereinbarten Beschaffenheit nach § 434 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 BGB gehören
Art, Menge, Qualität, Funktionalität, Kompatibilität, Interoperabilität und
sonstige Merkmale der Sache, für die die Parteien Anforderungen vereinbart
haben.
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• Die objektiven Anforderungen umfassen:
1. Gewöhnliche Verwendung – Berücksichtigung technischer Normen oder

sektorspezifischer Verhaltenskodizes.
2. Übliche Beschaffenheit – Relevanz der Art der Sache und von öffentlichen

Äußerungen des Verkäufers oder einer Person in der Vertragskette.
3. Relevanz von Proben und Mustern, die der Verkäufer dem Käufer vorab

zur Verfügung gestellt hat.
4. Zubehör, etwa Verpackung oder Montageanleitung, dessen Lieferung

vernünftigerweise erwartet werden kann.
• Künftig gehört zur objektiven Beschaffenheit auch die Haltbarkeit; das ist die

Fähigkeit der Waren, ihre erforderlichen Funktionen und ihre Leistung bei
normaler Verwendung zu behalten.

• Es besteht nun die ausdrückliche Möglichkeit, eine negative
Beschaffenheitsvereinbarung zu treffen.



Aktuelle Rechtsprechung zum Sachmangel
• BGH, Urt. v. 23.7.2025 – VIII ZR 240/24
• Leitsätze:

Enthält ein Kaufvertrag über einen Oldtimer im Zusammenhang mit der
Beschreibung des Erhaltungszustands die Angabe einer Zustandsnote, ist im
Hinblick auf die erhebliche rechtliche und praktische Bedeutung von
Zustandsnoten im Bereich des Kaufs von Oldtimern regelmäßig – auch im Fall des
Verkaufs eines Oldtimers durch einen privaten Verkäufer – von einer
Beschaffenheitsvereinbarung im Sinne von § 434 Abs. 1 Satz 1 BGB aF
auszugehen, sofern nicht im Einzelfall besondere Umstände gegen die
Vereinbarung eines der Zustandsnote entsprechenden Erhaltungszustands als
Beschaffenheit des Fahrzeugs sprechen.

• Fundstelle: DAR 2025, 562 m. Anm. Zell, DAR 2025, 562.
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Aktuelle Rechtsprechung zum Sachmangel
• BGH, Urt. v. 10.4.2024 – VIII ZR 161/23 (1)
• Leitsätze:

1. Haben die Parteien eines Kaufvertrags (ausdrücklich oder stillschweigend) eine
Beschaffenheit der Kaufsache im Sinne von § 434 Abs. 1 Satz 1 BGB aF vereinbart, ist ein
daneben vereinbarter allgemeiner Haftungsausschluss für Sachmängel dahin auszulegen, dass
er nicht für das Fehlen der vereinbarten Beschaffenheit, sondern nur für Mängel nach § 434
Abs. 1 Satz 2 BGB aF gelten soll (st. Rspr.; seit Senatsurteil vom 29. November 2006 – VIII
ZR 92/06, BGHZ 170, 86 Rn. 31; zuletzt Senatsurteil vom 27. September 2017 – VIII ZR
271/16, NJW 2018, 146 Rn. 23).

2. Eine von diesem Grundsatz abweichende Auslegung des Gewährleistungsausschlusses
kommt beim Kauf eines (hier fast 40 Jahre alten) Gebrauchtwagens auch dann nicht in
Betracht, wenn die Funktionsfähigkeit eines bestimmten Fahrzeugbauteils (hier:
Klimaanlage) den Gegenstand einer Beschaffenheitsvereinbarung bildet. Insbesondere
rechtfertigen in einem solchen Fall weder das (hohe) Alter des Fahrzeugs beziehungsweise
des betreffenden Bauteils noch der Umstand, dass dieses Bauteil typischerweise dem
Verschleiß unterliegt, die Annahme, dass sich ein zugleich vereinbarter allgemeiner
Gewährleistungsausschluss auch auf die getroffene Beschaffenheitsvereinbarung erstrecken
soll.
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Aktuelle Rechtsprechung zum Sachmangel
• BGH, Urt. v. 10.4.2024 – VIII ZR 161/23 (2)
• Leitsätze:

3. Haben die Parteien die "einwandfreie" Funktionsfähigkeit eines typischerweise dem
Verschleiß unterliegenden Fahrzeugbauteils im Sinne von § 434 Abs. 1 Satz 1 BGB aF
vereinbart, liegt ein Sachmangel vor, wenn sich dieses Bauteil bereits zum Zeitpunkt des
Gefahrübergangs in einem Zustand befindet, der seine einwandfreie Funktionsfähigkeit
beeinträchtigt. Das gilt unabhängig davon, ob insoweit ein "normaler", das heißt ein
insbesondere nach Alter, Laufleistung und Qualitätsstufe nicht ungewöhnlicher, die
Verkehrssicherheit nicht beeinträchtigender Verschleiß vorliegt - der nach der
Senatsrechtsprechung (vgl. Senatsurteile vom 10. November 2021 – VIII ZR 187/20,
BGHZ 232, 1 Rn. 39; vom 9. September 2020 – VIII ZR 150/18, NJW 2021, 151 Rn. 21 ff.;
jeweils mwN) einen Sachmangel nach § 434 Abs. 1 Satz 2 BGB aF nicht begründet -
und/oder ob bei objektiver Betrachtung jederzeit mit dem Eintreten einer
Funktionsbeeinträchtigung dieses Bauteils zu rechnen war.

• Fundstelle: ZIP 2024, 1084
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Aktuelle Rechtsprechung zum Sachmangel
• BGH, Urt. v. 29.11.2023 – VIII ZR 164/21
• Leitsatz:

Die Weigerung des Verkäufers, nach dem Rücktritt des Käufers vom Kaufvertrag die vom
Käufer zum Zwecke der Rückgewähr in Natur gemäß § 346 Abs. 1 BGB angebotene
mangelhafte Kaufsache zurückzunehmen, kann jedenfalls unter den besonderen Umständen
des Einzelfalls (hier: Arsenbelastung großer Mengen vom Verkäufer gelieferten Recycling-
Schotters) als Verletzung von Rücksichtnahmepflichten (§ 241 Abs. 2 BGB) im
Rückgewährschuldverhältnis anzusehen sein, die zu einem Schadensersatzanspruch des
Käufers gegen den Verkäufer gemäß § 280 Abs. 1 BGB führen kann.

• Fundstelle: ZIP 2024, 301 m. Anm. Jaensch, jM 2024, 183 und Hörnicke, DVP 2024, 165
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Aktuelle Rechtsprechung zum Sachmangel
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• OLG Celle, Urt. v. 27.8.2025 – 7 U 67/24
• Redaktionelle Leitsätze:

1. An eine Beschaffenheitsvereinbarung unter Verbrauchern sind strenge
Anforderungen zu stellen.

2. Die Erklärung eines Verbrauchers, eine TÜV-Abnahme durchzuführen, lässt mit
Rücksicht auf den nach Treu und Glauben und die Verkehrssitte zu würdigenden
Empfängerhorizont regelmäßig nicht den Willen erkennen, für das Vorhandensein
einer bestimmten Eigenschaft einzustehen.

• Fundstelle: VuR 2025, 463 mAnm Schlereth/Sauerbrey



Aktuelle Rechtsprechung zum Sachmangel

• OLG Köln, Urt. v. 9.4.2025 – 11 U 20/24
• Redaktionelle Leitsätze:

1. Zu den objektiven Anforderungen gemäß § 434 Abs. 3 BGB und der Abgrenzung von
Haftungsbeschränkung sowie negativer Beschaffenheitsvereinbarung beim
Verbrauchsgütekauf.

2. Soll zulasten des Verbrauchers von den objektiven Anforderungen durch eine
Beschaffenheitsvereinbarung abgewichen werden (negative
Beschaffenheitsvereinbarung), muss er vor Vertragsschluss von der konkreten
Abweichung eigens in Kenntnis gesetzt werden und dieser gesondert zustimmen. Die
negative Beschaffenheitsvereinbarung unterliegt somit verschärften formellen
Anforderungen.

• Fundstelle: DAR 2025, 381 m. Anm. Neumeier
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Aktuelle Rechtsprechung zum Sachmangel
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• OLG Dresden, Urt. v. 27.3.2025 – 10 U 923/24
• Orientierungssätze:

1. Weist ein Batterieheimspeicher die zwischen den Vertragsparteien vereinbarte
Beschaffenheit auf, kann sich der Käufer nicht darauf  berufen, dass der Speicher
nicht dem „Stand der Technik“ entspreche.

2. Die Gefahren, die mit der Verwendung von Lithium-Ionen-Batterien
zwangsläufig verbunden sind, begründen keinen Mangelverdacht, der als Mangel
der Kaufsache zu bewerten wäre. Auch begründet allein der Umstand, dass auf
dem Markt inzwischen andere Speichertechnologien angeboten werden, für sich
genommen nicht den Verdacht, dass die bisher verwendete Technik mangelhaft
ist.

• Fundstelle: juris



Aktuelle Rechtsprechung zum Sachmangel
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• OLG Zweibrücken, Urt. v. 19.12.2024 – 6 U 19/20
• Redaktioneller Leitsatz:

Undichtigkeiten der Zylinderkopfdichtung sind bei rund 8 Jahre alten Fahrzeugen und
einer Laufleistung von 200.000 km nicht ungewöhnlich. Der Käufer eines Fahrzeuges mit
hohem Alter muss damit rechnen, dass bestimmte wichtige Fahrzeugteile aufgrund des
üblichen Alterungsprozesses ausfallen bzw. Defekte auch nach einer relativ kurzen
Gebrauchszeit auftreten.

• Fundstelle: DAR 2025, 385



Aktuelle Rechtsprechung zum Sachmangel
• OLG Stuttgart, Urt. v. 17.8.2023 – VIII ZR 161/23
• Leitsätze:

1. Im Rahmen eines Verbrauchsgüterkaufs sind Vereinbarungen, die die Gewährleistung
beschränken, bevor ein Mangel mitgeteilt wird, unzulässig. Wird im Vertrag formuliert „Der
Käufer hat das Fahrzeug besichtigt und Probe gefahren. Er hat den vorgefundenen Zustand
akzeptiert.“ stellt dies einen Gewährleistungsausschluss dar, der daher im
Gebrauchsgüterkauf unwirksam ist.

2. Wird ein Gebrauchtwagen als funktionsfähig und zum Betrieb durch den Käufer bestimmt
als „Bastlerfahrzeug“ verkauft, führt die Bezeichnung als „Bastlerfahrzeug“ nicht zum
Ausschluss der Sachmängelhaftung des Verkäufers, wenn der Käufer von einem
fahrtüchtigen und funktionsfähigen Fahrzeug ausgehen darf..

3. Die Kosten für ein Sachverständigengutachten hat der Schädiger, soweit sie erforderlich
waren, zu erstatten. Der Geschädigte genügt seiner Darlegungslast zur Erforderlichkeit der
Sachverständigenkosten durch die Vorlage der von ihm beglichenen Rechnung des von ihm
beauftragten Sachverständigen.

• Fundstelle: DAR 2024, 398 m. Anm. Jaensch, DAR 2024, 415

• Hinweis: s. Urt. d. v. 10.4.2024 – VIII ZR 161/23 (hier im Foliensatz)
Prof. Dr. Ansgar Staudinger
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Aktuelle Rechtsprechung zum Sachmangel
• OLG Celle, Beschluss v. 8.7.2025 – 16 U 5/25
• Inhalt:

1. Die Klägerin nimmt den Beklagten auf SE im Zusammenhang mit dem Kauf eines VW T5
in Anspruch. Das Fahrzeug erlitt einen Motorschaden, der einen Austausch erforderlich
machte.

2. Der Beklagte zeigte trotz mehrfachlicher Fristsetzung keine Bereitschaft zum Austausch des
Motors, sodass die Klägerin den Schaden durch eine Fremdfirma gegen 17.824,50 € beheben
ließ. Dazu nahm sie ein Darlehen auf.

3. Der Motorschaden lag bereits bei Gefahrübergang vor, § 477 BGB greift. Es steht auch
keine negative Beschaffenheitsvereinbarung entgegen. Im KV befindet sich keine Rubrik
„Besondere Vereinbarungen“, eine Angabe im Fließtext unter „Zahlungsbedingungen und
sonstige Vereinbarungen“ reicht nicht aus.

4. Nutzungsausfallschaden und Zinsschaden stehen neben den Reparaturkosten.

• Hinweis: s. vorhergehend LG Verden, Urt. v. 6.12.2024 – 1 O 134/23
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Aktuelle Rechtsprechung zum Sachmangel

• LG Wuppertal, Urt. v. 10.9.2025 – 4 O 52/25
• Redaktioneller Leitsatz:

Knarzgeräusche, die beim Fahren über unebene Fahrbahnoberflächen und auf
knarzende Kunststoffabdeckungen im Heckbereich zurückzuführen sind, stellen bei
einem Fahrzeug eines namhaften deutsche Autoherstellers - in einem Preissegment von
über 70.000 EUR einen Mangel dar, der zum Rücktritt vom Kaufvertrag berechtigt.

• Fundstelle: BeckRS 2025, 33131
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Reform durch die Warenkaufrichtlinie
(WKRL)
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• Nach § 439 Abs. 3 BGB kann der Käufer in den dort genannten
Konstellationen Ersatz der erforderlichen Aufwendungen verlangen.

• Beachte mit Blick auf § 439 Abs. 4 BGB, dass die Regelungen in § 475 Abs. 4
und 5 BGB aF entfallen sind. Damit besteht fortan auch Verbrauchern
gegenüber keine Beschränkung der Einrede der absoluten
Unverhältnismäßigkeit gegen den Nacherfüllungsanspruch mehr.

• In § 439 Abs. 5 BGB ist der Käufer nun verpflichtet, die Sache dem Verkäufer
zum Zweck Nacherfüllung zur Verfügung zu stellen. Bisher bestand eine
Obliegenheit des Käufers, dem Verkäufer die Ware im Fall der Nacherfüllung
zur Prüfung zur Verfügung zu stellen. Weiterhin bleibt der Ort der
Nacherfüllungspflicht streitig.

• Nach § 439 Abs. 6 S. 2 BGB besteht nunmehr ausdrücklich eine
Rücknahmepflicht des Verkäufers, und zwar auf  seine Kosten.



§ 439 Abs. 2 – Transportkosten im Rahmen
der Nacherfüllung
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• Nach § 439 Abs. 2 BGB hat der Verkäufer die zum Zwecke der Nacherfüllung
erforderlichen Aufwendungen, insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und
Materialkosten zu tragen.

• Gem. § 476 Abs. 1 S. 1 BGB kann von dieser Regelung nicht durch
Vereinbarung vor Mitteilung des Mangels an den Unternehmer abgewichen
werden.

• Dabei spielt es keine Rolle, ob die Abweichung in AGB oder
Individualvertraglich vereinbart wurde (BeckOGK/Augenhofer (15.1.2024) § 476
Rn. 23).

• In conclusio: Eine Sondervereinbarung die den Sitz des Verkäufers zum
Erfüllungsort der Nacherfüllung geriert und dem Käufer die Transportkosten
auferlegt ist unabhängig von ihrer Form unwirksam.



Eintritt eines Schadens zwischen
Vertragsschluss und Übergabe
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Sachverhalt:
• Die Parteien schließen einen Autokaufvertrag. Zwischen Abschluss und

Übergabe wird das Auto durch einen Hagelschaden beschädigt.
• Der Hagelschaden begründet nun nach Abschluss des Vertrages aber vor

Übergabe eine Abweichung von der Beschaffenheit, die bei Sachen derselben
Art üblich sind und vom Käufer erwartet werden kann.

• Fraglich ist nun, wie ein Ausschluss der Gewährleistungsrechte des Kunden,
insbesondere des Verbrauchers, in Bezug auf  den Hagelschaden
ausgeschlossen werden können.



Eintritt eines Schadens zwischen
Vertragsschluss und Übergabe
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Lösungsansatz:
•Soweit kein Verbrauchsgüterkauf  vorliegt, genügt der Abschluss einer
Zusatzvereinbarung dahingehend, dass das Fahrzeug bei Übergabe einen
reparierten Hagelschaden aufweist.
•Bei Bestehen eines Verbrauchsgüterkaufs:

• Ohne Modifikation der Vertragsverhältnisse steht dem Verbraucher ein
Anspruch auf  Übergabe und Übereignung eines neuen Fahrzeuges ohne
Hagelschaden zu.

• Eine vertragliche Ergänzung, mithin der nachträgliche Ausschluss einer
Gewährleistung für Hagelschäden unter Beibehaltung des Vertragsschlusses
als Zeitpunkt ist aufgrund des § 476 Abs. 4 BGB nicht möglich.

• Lösung: Konsensuale Aufhebung des originären Kaufvertrages und
Abschluss eines neuen Vertrages unter Beachtung der Grundsätze des § 476
BGB.



Wertminderung und
Nutzungsausfallentschädigung
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Wertminderung und
Nutzungsausfallentschädigung
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• LG Hamburg. Urt. v. 20.5.2025 – 308 O 98/24
• Redaktioneller Leitsatz:

Bei der Ermittlung der Höhe der Wertminderung bei Sonderfahrzeugen ist
von einer Spanne von ca. 3 bis max. 5 % des ermittelten
Wiederbeschaffungswertes auszugehen, sofern nur ein Austausch von
Schraubteilen und kein Eingriff  in das Fahrzeuggefüge erforderlich ist.

• Fundstelle: DAR 2025, 388-389
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• OLG Schleswig, Beschluss  v. 23.1.2025 – 7 U 72/24 (1)
• Leitsätze:

1. Wer sich auf  den Schutz einer Norm (hier Verbrauchsgüterkauf  von einem
Unternehmer) beruft, trägt die Beweislast dafür, dass dessen Voraussetzungen auch
tatsächlich vorliegen. Bei natürlichen Personen ist grundsätzlich von
Verbraucherhandeln auszugehen.

2. Ein gewerblicher Pferdebetrieb ("Reitzentrum"; "Pferdehändler") ist etwas ganz
anderes als der Kauf  eines Pferdes "vom Züchter", denn nicht jede Pferdezucht
wird gewerblich bzw. unternehmerisch betrieben.

3. Ein "Stellen" von vorformulierter Vertragsbedingungen i.S.v. § 305 Abs. 1 BGB
liegt nicht vor, wenn deren Einbeziehung sich als Ergebnis einer freien
Entscheidung desjenigen darstellt, der mit dem Verwendungsvorschlag konfrontiert
wird.



Tierkauf
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• OLG Schleswig, Beschluss  v. 23.1.2025 – 7 U 72/24 (2)
• Leitsätze:

4. Im Grundsatz ist nicht von einer (konkludente) besondere
Beschaffenheitsvereinbarung bei Kauf  eines normalen "Reitpferd" auszugehen.
Der Käufer eines Pferdes kann redlicherweise nicht erwarten, dass er immer ein
Tier mit "idealen" Anlagen erhält. Er muss vielmehr im Regelfall damit rechnen,
dass das von ihm erworbene Tier in der einen oder anderen Hinsicht
physiologische Abweichungen vom Idealzustand aufweist, wie sie für Lebewesen
nicht ungewöhnlich sind.

5. Der Verkäufer eines Reitpferdes hat - ohne ausdrückliche
Beschaffenheitsvereinbarung - nur dafür einzustehen, dass das Tier bei
Gefahrübergang nicht krank ist und sich auch nicht in einem (ebenfalls
vertragswidrigen) Zustand befindet, aufgrund dessen bereits die Sicherheit oder
zumindest hohe Wahrscheinlichkeit besteht, dass es alsbald erkranken wird und es
deshalb oder aus sonstigen Gründen für die vertraglich vorausgesetzte
beziehungsweise gewöhnliche Verwendung nicht mehr einsetzbar sein wird.

• Fundstelle: juris
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• OLG Hamm, Beschl. v. 21.10.2024 – 2 U 65/23
• Inhalt:

 Die Stadt Ahlen muss der Käuferin von Mops „Edda“ keinen weiteren
Schadensersatz zahlen

 Mops „Edda“ wurde 2018 von einer Schuldnerin gepfändet und von einem
Vollziehungsbeamten über Ebay-Kleinanzeigen als „kerngesund“ angepriesen
und letztlich verkauft

Fundstelle: becklink 2032277



Tierkauf
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• OLG Stuttgart, Beschluss  v. 11.7.2023 – 13 U 172/22 (1)
• Redaktionelle Leitsätze:

1. Für den Fall, dass zwischen den Vertragsparteien keine anderslautende
Beschaffenheitsvereinbarung geschlossen wurde, hat der Verkäufer grundsätzlich
nur dafür einzustehen, dass das verkaufe Tier bei Gefahrübergang nicht krank ist
und sich auch sonst nicht in einem vertragswidrigen Zustand befindet, aufgrund
dessen die Sicherheit oder zumindest hohe Wahrscheinlichkeit besteht, dass das
Tier alsbald erkranken wird und sich für die vertragliche beziehungsweise
gewöhnliche Verwendung nicht mehr eignen wird.

2. Eine solche Sicherheit oder zumindest hohe Wahrscheinlichkeit kann nur
angenommen werden, wenn ein gerichtlicher Sachverständiger klinische
Auswirkungen eines (Röntgen-)Befundes, auf  den sich die höchstrichterliche
Rechtsprechung zumeist bezieht, im Zeitpunkt des Gefahrübergangs feststellen
kann oder derartige klinische Auswirkungen für hinreichend wahrscheinlich
erachtet.



Tierkauf
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• OLG Stuttgart, Beschluss  v. 11.7.2023 – 13 U 172/22 (2)
• Redaktionelle Leitsätze:

3. Im vorliegenden Fall reichen die von dem gerichtlichen Sachverständigen
angeführten Tatsachen aus, um für den Zeitpunkt des Gefahrübergangs eine hohe
Wahrscheinlichkeit der alsbaldigen Erkrankung des Pferdes anzunehmen, so dass
ein Mangel i.S.d. § 434 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, Nr. 2, Satz 2 BGB angenommen
werden kann.

• Fundstelle: RdL 2024, 220



Tierkauf
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• LG Frankenthal, Urt. v. 1.8.2025 – 7 O 257/22
• Inhalt:

 „Gekauft wie gesehen“ lässt sich auch beim Pferdekauf  vereinbaren

 Wird beim Kauf  eines Pferdes ausdrücklich die Nutzung als Sportpferd vereinbart und
stellt sich dieses später als gebrechlich dar, ist ein vertraglich vereinbarter
Gewährleistungsausschluss unwirksam

• Fundstelle: becklink 2035416



Abgrenzung neuer von gebrauchten Sachen
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• Der deutsche Gesetzgeber sieht – wie bereits in der aktuellen Fassung – in
§ 474 Abs. 2 S. 2 BGB und § 476 Abs. 2 S. 1 BGB Ausnahmen und
Erleichterungen für den Kauf  einer gebrauchten Sache vor.

• Beachte indes die neuen Informationspflichten in § 474 Abs. 2 S. 2 BGB.
• Dadurch werden die Schwierigkeiten der Abgrenzung einer neuen von einer

gebrauchten Sache (beispielweise von Neu- und Gebrauchtwagen oder beim
Pferdehandel) fortbestehen.

• AG München, Urt. v. 17.12.2021 - 271 C 8389/21: Ausstellungsfahrzeug ist
kein Neuwagen mehr

• Literatur: Lüdicke, NJW 2020, 2840; Ruks, jurisPR-IWR 1/2020 Anm. 4;
Schwab, JuS 2020, 561; Wertenbruch, EWiR 2020, 399.



Reform durch die Warenkaufrichtlinie
(WKRL)
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• Beachte im Verbrauchsgüterkauf § 475
Abs. 3 S. 2 BGB, wonach § 442 BGB nicht
eingreift (verkannt vom AG Pfaffenhofen an der Ilm,
Urt. v. 24.2.2023 – 1 C 390/22; demgegenüber erkannt
vom AG Ingolstadt, Urt. v. 15.9.2023 – 12 C 109/23).
Hier schützt den Verkäufer nur eine negative
Beschaffenheitsvereinbarung.



Zu § 442 BGB

• OLG Celle, Beschluss v. 8.7.2025 – 16 U 5/25
• Inhalt:

1. Die Klägerin nimmt den Beklagten auf SE im Zusammenhang mit dem Kauf eines VW T5
in Anspruch. Das Fahrzeug erlitt einen Motorschaden, der einen Austausch erforderlich
machte.

2. Der Beklagte zeigte trotz mehrfachlicher Fristsetzung keine Bereitschaft zum Austausch des
Motors, sodass die Klägerin den Schaden durch eine Fremdfirma gegen 17.824,50 € beheben
ließ. Dazu nahm sie ein Darlehen auf.

3. Der Motorschaden lag bereits bei Gefahrübergang vor, § 477 BGB greift. Es steht auch
keine negative Beschaffenheitsvereinbarung entgegen. Im KV befindet sich keine Rubrik
„Besondere Vereinbarungen“, eine Angabe im Fließtext unter „Zahlungsbedingungen und
sonstige Vereinbarungen“ reicht nicht aus.

4. Nutzungsausfallschaden und Zinsschaden stehen neben den Reparaturkosten.

• Hinweis: s. vorhergehend LG Verden, Urt. v. 6.12.2024 – 1 O 134/23
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Zu § 442 BGB
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• LG Berlin II, Urt. v. 2.12.2025 – 10 O 66/25
• Inhalt:

1. Im Kaufvertrag bezeichnete der Händler das verkaufte Fahrzeug als „Unfallfahrzeug“. Eine
schriftliche vorvertragliche Information gab es nicht. Als der Verbraucher von dritter Seite
gezeigt bekam, dass der Unfallschaden nicht fachgerecht beseitigt wurde, erklärt er den
Rücktritt vom Kaufvertrag. Der Händler hält dagegen. Er habe alle notwendigen, auch
vorvertraglichen Informationen mündlich erteilt.

2. Das LG stellt zunächst fest, dass der Unfallschaden im Vertrag nicht ausreichend
offengelegt worden sei. Zwar sei es nicht ausgeschlossen, dass der Verbraucher mündlich
über die Abweichung von der objektiven Beschaffenheit informiert wurde. Dies setze aber
eine genaue Beschreibung der abweichenden Eigenschaften voraus und schließe pauschale
Hinweise auf die „schlechte“ oder „abweichende“ Beschaffenheit der Ware aus. Es sei damit
nicht ausreichend, ein Kfz nur als „Unfallfahrzeug“ zu bezeichnen. Zudem müsse die
Zustimmung des Käufers getrennt von der Zustimmung zum restlichen Hauptvertrag
erfolgen. Eine konkludente Zustimmung genüge nicht. Eine mündliche vorvertragliche
Information über den Schadenumfang konnte der Händler nicht beweisen. § 442 BGB
findet beim Verbrauchsgüterkauf keine Anwendung, § 475 Abs. 3 S. 2 BGB.

• Fundstelle: IWW Institut, VA 2026, 22



Zu § 442 BGB

• LG Kiel, Urt. v. 8.6.2025 – 6 O 276/23
• Redaktioneller Leitsatz:

Eine (negative) Beschaffenheitsvereinbarung setzt voraus, dass der Verbraucher vor Abgabe
seiner Willenserklärung gesondert über die Abweichung informiert wird. Dass eine negative
Beschaffenheitsvereinbarung vorliegt, ist eine für den Verkäufer günstige Tatsache, sodass er
die Darlegungs- und Beweislast trägt.

• Fundstelle: DAR 2025, 505
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Reform durch die Warenkaufrichtlinie
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• Im Verbrauchsgüterkauf  siehe § 475 Abs. 5 BGB, welcher die
Anforderungen an die Nacherfüllung präzisiert. Außerhalb dieses
Anwendungsbereichs ergeben sich die Grenzen der Nacherfüllung aus
§§ 323, 440 BGB.

• Der neue § 475 Abs. 6 S. 1 BGB enthält eine den Verbraucher
begünstigende Kostentragungsregel. Unter die Kosten der Rückgabe
der Ware dürften wohl auch ihre Ausbaukosten fallen. Dafür spricht
die weite Formulierung „dem Verkäufer auf  dessen Kosten
zurückzugeben“ in Art. 16 Abs. 3 S. 1 lit. a WKRL.

• Überdies stellt § 475 Abs. 6 S. 2 BGB zugunsten des Verbrauchers den
Nachweis über die Rücksendung der Ware (etwa Einlieferungsbeleg bei
der Post) der Rückgewähr gleich. Dadurch werden §§ 348, 320, 322
BGB dahin modifiziert, dass das Zurückbehaltungsrecht des
Verkäufers endet, sobald der Verbraucher die Rücksendung nachweist.



Zu § 475d BGB
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• OLG Düsseldorf  Urt. v. 18.9.2023 – I-23 U 55/23
• Redaktioneller Leitsatz:

Bei einem Verbrauchsgüterkauf  bedarf  es – abweichend von § 323 Abs. 2 BGB –
grundsätzlich keiner Fristsetzung zur Nacherfüllung; vielmehr kann der Verbraucher
gemäß § 475d Abs. 1 Nr. 1 BGB nach Ablauf  einer angemessenen Frist ohne
Fristsetzung zurücktreten, wenn er den Unternehmer von dem Mangel unterrichtet
hat.

• Fundstelle: DAR 2023, 687



Zu § 475d BGB
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• LG Wiesbaden, Urt. v. 7.10.2025 – 4 O 81/24
• Inhalt:

1. Die Regelung des § 475d Abs. 1 Nr. 2 BGB setzt voraus, dass sich nach Abschluss der
Nacherfüllung „ein“ Mangel zeigt. Dabei muss es sich nicht notwendig um denselben Mangel
handeln, der Anlass der zuvor vorgenommenen Nacherfüllung war. Nach der Intention des
Gesetzgebers soll es unerheblich sein, ob der Mangel nach dem Nacherfüllungsversuch
fortbesteht oder ob der Unternehmer bei der Vornahme der Nacherfüllung einen neuen, anderen
Mangel verursacht. Im Rahmen einer Nacherfüllung durch Mängelbeseitigung sind die
Voraussetzungen der Regelung danach jedenfalls dann gegeben, wenn entweder der Mangel
fortbesteht, der Gegenstand der Nacherfüllung war, oder im Zuge der Nachbesserung ein
weiterer Defekt der Ware verursacht wurde, der – hätte er zum Zeitpunkt des Gefahrübergangs
vorgelegen – einen Sachmangel iSv § 434 BGB oder einen Rechtsmangel iSv § 435BGB
darstellen würde. Dem dürfte gleichzusetzen sein, wenn sich trotz Behebung des gerügten
Mangels ein Sachmangel zeigt, der bereits bei Gefahrübergang vorlag oder dessen Vorliegen zu
diesem Zeitpunkt nach § 477 BGB zu vermuten ist.

2. Liegen zwischen Herstellung und Verkaufsdatum mehr als 12 Monate, ist ein Fahrzeug als
Gebrauchtfahrzeug anzusehen. Gleichwohl darf der Käufer einen Zustand erwarten, der dem
eines Neufahrzeugs entspricht. Ein solches Fahrzeug darf nicht rund um mit Kratzern übersäht
sein, welches Mängelbeseitigungskosten von über 10 % des Kaufpreises nach sich zieht.



Zu § 475d BGB

Prof. Dr. Ansgar Staudinger 64

• LG Köln, Beschl. v. 2.1.2026 – 9 S 38/25
• Inhalt:

§ 475d Abs. 1 Nr. 1 BGB führt nicht zum Wegfall des Erfordernisses, den Verkäufer zur
Nacherfüllung aufzufordern. Es reicht insoweit nicht aus, allein den Verkäufer allein über
den Mangel zu unterrichten. Da der Nacherfüllungsanspruch ein verhaltener Anspruch ist,
darf ihn der Unternehmer gar nicht erfüllen, solange ihn der Verbraucher nicht geltend
macht. Entscheidend ist, dass – wie Erwägungsgrund 50 S. 1 Warenkauf-RL formuliert –
der Verkäufer durch die Information die Möglichkeit zur Nacherfüllung erhält. Die Frist
kann daher erst mit der Geltendmachung des Nacherfüllungsanspruchs zu laufen
beginnen. Die Mängelanzeige durch Übersendung des Kostenvoranschlags stellt keine
konkludente Aufforderung zur Nachbesserung dar. Dies gilt insbesondere dann, wenn die
Parteien zunächst nur über die Beteiligung an den Reparaturkosten streiten.

• Hinweis: Das Verfahren wurde erstinstanzlich beim AG Gummersbach (15 C 176/24)
geführt. Im Berufungsverfahren erfolgte zunächst ein Hinweisbeschluss des LG Köln, in dem
die Kammer bereits angekündigt hatte, dass sie die Berufung mangels nachgewiesener
Nacherfüllungsaufforderung zurückweisen wollen.
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• LG Düsseldorf  Urt. v. 22.3.2023 – 9 O 167/22
• Orientierungssätze:

1. Ein Rücktritt vom Fahrzeugkaufvertrag ist unwirksam, wenn es an einer
angemessenen Fristsetzung zur Nacherfüllung fehlt. Soweit eine gesetzte Frist kürzer
als die angemessene Frist ist, setzt sie den Lauf  einer angemessenen Frist in Gang. Die
Dauer der Angemessenheit einer Frist zur Nacherfüllung richtet sich nach dem
Aufwand der Nacherfüllung, wobei dem Fahrzeugverkäufer eine Nacherfüllung
realistisch möglich sein muss. Einzubeziehen sind die Art des Mangels, die
Komplexität des Leistungsgegenstands, etwaige leistungserschwerende Umstände
sowie das Leistungsinteresse des Gläubigers.

2. Soweit ein Fahrzeugkäufer keine eigene Kfz.-Werkstatt unterhält und ein
erforderlicher Motortausch in einer Fremdwerkstatt vorgenommen werden muss, ist
ein Zeitraum vom Eingang des Aufforderungsschreibens zur Nacherfüllung und der
gesetzten Frist von 7 Tagen unangemessen. Als angemessene Frist zur Nacherfüllung
ist in einem solchen Fall eine Frist von mindestens zwei Wochen als Untergrenze
anzusehen.

• Fundstelle: juris; DAR 2023, 456 mAnm Brinkmann, VuR 2023, 447; Winter, DAR 2023,
476
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• § 475d Abs. 1 BGB enthält Sonderbestimmungen für den Rücktritt. Diese
gelten mittelbar auch für die Minderung in § 441 Abs. 1 S. 1 BGB („Statt
zurückzutreten…,“).

• Nach § 475d Abs. 1 BGB muss der Verbraucher im Ausgangspunkt keine Frist
mehr setzen (eine solche Fristsetzung ist aber im Ergebnis für den Verbraucher
unschädlich). Selbst ein ausdrückliches Nacherfüllungsverlangen ist nicht mehr
notwendig. Es kommt lediglich auf  den Ablauf  einer angemessenen Frist an.
Dies privilegiert den Verbraucher ab dem 1.1.2022.

• Die Entbehrlichkeit der Nachfristsetzung beurteilt sich im
Verbrauchsgüterkauf  allein nach § 475d Abs. 1 Nr. 1 – 5 BGB, da §§ 323 Abs.
2 und 440 BGB (unter Einschluss der 2. Versuche-Regelung in § 440 S. 2 BGB)
ausgeschlossen sind. Nur § 323 Abs. 3 bis 6 BGB greifen weiterhin ein.



Reform durch die Warenkaufrichtlinie
(WKRL)

Prof. Dr. Ansgar Staudinger 67

• Art. 13 Abs. 4 lit. b WKRL
• Erwägungsgrund 52: In bestimmten Fällen könnte es gerechtfertigt sein, dass der Verbraucher

Anspruch auf  eine sofortige Preisminderung oder Beendigung des Vertrags haben sollte. Wenn
der Verkäufer Schritte unternommen hat, um den vertragsgemäßen Zustand der Waren
herzustellen, anschließend jedoch eine Vertragswidrigkeit offenbar wird, sollte objektiv
bestimmt werden, ob der Verbraucher weitere Bemühungen des Verkäufers, den
vertragsgemäßen Zustand der Waren herzustellen, akzeptieren sollte, wobei alle Umstände des
Falles wie Art und Wert der Waren und Art und Bedeutung der Vertragswidrigkeit zu
berücksichtigen sind. Insbesondere bei teuren oder komplexen Waren könnte es gerechtfertigt
sein, dem Verkäufer einen weiteren Versuch zur Behebung der Vertragswidrigkeit zu gestatten.
Außerdem sollte berücksichtigt werden, ob vom Verbraucher erwartet werden kann, dass er
weiter hin darauf  vertraut, dass der Verkäufer in der Lage ist, den vertragsgemäßen Zustand
der Waren herzustellen, beispielsweise weil dasselbe Problem zum zweiten Mal auftritt.
Gleichermaßen könnte die Vertragswidrigkeit in bestimmten Fällen so schwerwiegend sein,
dass der Verbraucher nicht mehr darauf  vertrauen kann, dass der Verkäufer in der Lage ist,
den vertragsgemäßen Zustand der Waren herzustellen, beispielsweise wenn die
Vertragswidrigkeit die Möglichkeit des Verbrauchers zur normalen Verwendung der Waren
ernsthaft beeinträchtigt und von ihm nicht erwartet werden kann, darauf  zu vertrauen, dass
eine Nachbesserung oder Ersatzlieferung durch den Verkäufer dem Problem abhelfen würde.
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• BT-Drucks 19/27424, S. 37:
Der in § 440 Satz 1 verwendete Begriff der „fehlgeschlagenen“ Nacherfüllung wird für den Bereich des
Verbrauchsgüterkaufs sprachlich und inhaltlich an die Vorgaben der Richtlinie angepasst und
konkretisiert. Durch die Neufassung tritt hervor, dass es für die Rechte des Verbrauchers unerheblich ist,
ob ein Mangel auch nachdem Versuch der Nacherfüllung fortbesteht oder ob der Unternehmer im
Rahmen der Nacherfüllung einen neuen, anderen Mangel verursacht. In beiden Fällen geht die Richtlinie
davon aus, dass das Vertrauen des Verbrauchers dadurch so stark erschüttert sein kann, dass er dem
Unternehmer keinen weiteren Nacherfüllungsversuch einräumen muss, sondern auf
Gewährleistungsrechte der zweiten Stufe wechseln kann. Die Warenkaufrichtlinie setzt zudem keine
Anzahl an Versuchen fest, die dem Unternehmer zustehen, um von seinem Recht zur zweiten Andienung
Gebrauch zu machen. Ob der Verbraucher bereits nach einem erfolglosen Nacherfüllungsversuch des
Unternehmers zurücktreten darf oder ob er mehrere Nacherfüllungsversuche ermöglichen muss,
bestimmt sich allein nach den Umständen des Einzelfalls. Zu den dabei zu berücksichtigenden
Umständen dürften unter anderem die Art und der Wert der Kaufsache sowie die Art und die Bedeutung
des Mangels gehören. Nach dieser unionsrechtlichen Vorgabe konnte die Bestimmung in § 440 Satz 2
BGB, wonach die Nacherfüllung in der Regel nach zwei erfolglosen Nacherfüllungsversuchen als
fehlgeschlagen anzusehen ist, für Verbrauchsgüterkäufe nicht aufrechterhalten bleiben. In Umsetzung der
unionsrechtlichen Vorgaben sieht § 475d Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 BGB-E keine Zweifelsregelung zur
Bestimmung der dem Unternehmer zustehenden Nacherfüllungsversuche vor. Stattdessen ist dies allein
nach den Umständen des Einzelfalls zu bestimmen.



Zu § 440 BGB
• AG Bochum, Urt. v. 26.1.2026 – 55 C 75/25
• Inhalt:

1. Der Verkäufer ist nicht verpflichtet, sich auf ein Nacherfüllungsverlagen des Käufers
einzulassen, bevor dieser ihm nicht Gelegenheit zu einer Untersuchung der Kaufsache
gegeben hat. Die Untersuchung dient dazu, die verkaufte Sache darauf zu überprüfen,
ob der behauptete Mangel besteht und ob er bereits im Zeitpunkt des Gefahrübergangs
vorgelegen hat, auf welcher Ursache er beruht sowie ob und auf welche Weise er
beseitigt werden kann, und ggf. Beweise zu sichern. Um eine Untersuchung vornehmen
zu können, muss der Käufer die Kaufsache zur Verfügung stellen und zwar am rechten
Ort, nämlich am Erfüllungsort der Nacherfüllung. Beim Fahrzeugkauf vom Händler
erfordern Nachbesserungsarbeiten in der Regel technisch aufwändige Diagnose- und
Reparaturarbeiten, die wegen der dort vorhandenen materiellen und personellen
Möglichkeiten sinnvoll nur am Betriebsort des Händlers vorgenommen werden können.

2. Beruft sich der Käufer auf die Entbehrlichkeit der Fristsetzung nach § 440 S. 1 BGB,
muss er dazu substantiiert vortragen.

• Hinweis: Das Gericht verkennt hier, dass sich die Entbehrlichkeit der
Nachfristsetzung beim B2C-Geschäft allein nach § 475d Abs. 1 Nr.1-5 BGB
beurteilt und § 440 BGB daher keine Anwendung findet.

Prof. Dr. Ansgar Staudinger
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• § 475d Abs. 1 Nr. 1 BGB betrifft die Nichtvornahme der Nacherfüllung
innerhalb angemessener Frist.

• Gemäß § 475d Abs. 1 Nr. 2 BGB liegt zumindest für Verbrauchsgüterkäufe
eine fehlgeschlagene Nacherfüllung bereits nach dem ersten
Nacherfüllungsversuch vor. Unerheblich ist, ob der ursprüngliche Mangel
fortbesteht oder der Verkäufe im Zuge der Nacherfüllung einen neuen, anderen
Mangel verursacht hat. Für andere Käufer gilt die bisherige Rechtslage fort.

• In § 475d Abs. 1 Nr. 3 BGB muss eine Abwägung vorgenommen werden, ob
ein Mangel derart schwerwiegend ist, dass er einen sofortigen Rücktritt
rechtfertigt.
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• In § 475d Abs. 1 S. 1 Nr. 4 BGB wird nicht mehr zwischen berechtigter (siehe
§ 439 Abs. 4 BGB) und unberechtigter Verweigerung unterschieden, sondern
dass der Verbraucher vom Vertrag zurücktreten kann, wenn der Unternehmer
die ordnungsgemäße Nacherfüllung verweigert. Eine ordnungsgemäße
Nacherfüllung wird etwa verweigert, wenn der Verkäufer eine gewünschte
Ersatzlieferung ablehnt, die erforderlichen Aufwendungen (insbesondere
Transportkosten) nicht tragen will, er nicht bereit ist, die Nacherfüllung
innerhalb einer angemessenen Frist oder ohne erhebliche Unannehmlichkeiten
für den Verbraucher durchzuführen. § 323 Abs. 2 Nr. 1 BGB greift nicht ein,
so dass die Verweigerung nicht ernsthaft und endgültig erfolgen muss. Der
Verbraucher hat die Wahl, die Nacherfüllung unter den Konditionen des
Verkäufers zu akzeptieren, die gewünschte Nacherfüllung gerichtlich nach §
439 Abs. 1, 3, § 475d Abs. 5 BGB durchzusetzen oder vom Vertrag
zurückzutreten.
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• § 475d Abs. 1 Nr. 5 BGB betrifft den Fall der offensichtlichen
Nichtvornahme einer ordnungsgemäßen Nacherfüllung, unabhängig
von einer Weigerung des Verkäufers, also einer ausdrücklichen
Erklärung von ihm.

• Gemäß § 475d Abs. 2 BGB bedarf  es für einen Anspruch auf
Schadensersatz wegen eines Mangels der in § 281 Abs. 1 BGB
bestimmten Fristsetzung in den in Abs. 1 bestimmten Fällen nicht. §
281 Abs. 2 sowie § 440 BGB finden keine Anwendung. Dies schafft
den Gleichlauf  mit dem von der WKRL nicht erfassten Anspruch auf
Schadensersatz.

• Leider wird diese Neuregelung vielfach übersehen: AG Schöneberg,
Urt. v. 17.10.2023, 17 C 79/23: Gebrauchtwagen und fehlender
Schlüssel. Beachte hierzu auch den Hinweisbeschluss des LG Berlin v.
18.3.2024, 3 S 13/23; LG Lübeck, Urt. v. 7.3.2024, 14 S 92/21.
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• § 476 BGB-E
(1) […] Von den Anforderungen nach § 434 Absatz 3, § 475b Absatz 4 und 5
oder § 475c Absatz 3 kann vor Mitteilung eines Mangels an den Unternehmer
durch Vertrag abgewichen werden, wenn

1. der Verbraucher vor der Abgabe seiner Vertragserklärung eigens davon in
Kenntnis gesetzt wurde, dass ein bestimmtes Merkmal der Sache von den
objektiven Anforderungen abweicht, und
2. die Abweichung im Sinne der Nummer 1 im Vertrag ausdrücklich und
gesondert vereinbart wurde.
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• Im Rahmen der Verbrauchsgüterkäufe sind künftig bei negativen Beschaffenheitsvereinbarungen, durch
die von den objektiven Anforderungen etwa des § 434 Abs. 3 BGB abgewichen werden soll,
Informationspflichten sowie Formerfordernisse einzuhalten.

• Dabei handelt es sich um zwei von einander zu trennende Vorgaben, die kumulativ einzuhalten sind.
• Gebrauchtwagen: Etwa reparierter Unfallschaden, Hagelschaden, Schaden, der über Gebrauchsspuren

hinausgeht, unklarer Kilometerstand, sofern Anhaltspunkte hierfür bestehen, mehr Vorbesitzer, als aus
den Fahrzeugpapieren zu entnehmen, fehlende Anleitungen und Dokumente, fehlende Fahrzeugschlüssel
bzw. Fernbedienungen, weniger „Rest-HU“ als „HU neu“, zumindest bei jungen Gebrauchtwagen,
Ausschluss der Aktualisierungspflicht für digitale Elemente, atypische Vornutzung, erloschene
Betriebserlaubnis, unzulässiges Zubehör, Abweichung zur Annonce.

• Neuwagen: Etwa reparierter Transportschaden (bei Lagerware), Hagelschaden, Re-Import mit im
Vergleich für den hiesigen Markt vorgesehenen Modell geringerer Ausstattung oder wegen einer
Zulassung im Ursprungsland bereits laufender Garantiefrist, Tageszulassung, mehr als 12 Monate
zwischen Produktion und Verkauf  verstrichen, keine Modellaktualität mehr, Abweichung zur Annonce.

• Lesenswert sind die Ausführungen in der Gesetzbegründung (BT-Drs. 19/27424, S. 16 und 17) zum
Erfüllungsaufwand des Autohandels. Auszugehen sei in toto von 5, 9 Millionen
Beschaffenheitsvereinbarungen pro Jahr.
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• OLG Celle, Urt. v. 11.2.2026 – 7 U 46/25
• Leitsatz:

Beim Verbrauchsgüterkauf genügt die Vereinbarung des Verkaufs „als
Bastlerfahrzeug“ nur dann den Anforderungen von § 476 Abs. 1 Satz 2 BGB, wenn
zugleich die einzelnen Merkmale, die von den objektiven Anforderungen abweichen,
mitgeteilt werden.

• Fundstelle: BeckRS 2026, 1973
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• OLG Köln, Urt. v. 9.4.2025 – 11 U 20/24
• Redaktionelle Leitsätze:

1. Zu den objektiven Anforderungen gemäß § 434 Abs. 3 BGB und der
Abgrenzung von Haftungsbeschränkung sowie negativer
Beschaffenheitsvereinbarung beim Verbrauchsgütekauf.

2. Soll zulasten des Verbrauchers von den objektiven Anforderungen durch eine
Beschaffenheitsvereinbarung abgewichen werden (negative
Beschaffenheitsvereinbarung), muss er vor Vertragsschluss von der konkreten
Abweichung eigens in Kenntnis gesetzt werden und dieser gesondert
zustimmen. Die negative Beschaffenheitsvereinbarung unterliegt somit
verschärften formellen Anforderungen.

• Fundstelle: NJW-RR 2025, 821; DAR 2025, 381 m. Anm. Neumeier
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• OLG Celle, Beschluss v. 8.7.2025 – 16 U 5/25
• Inhalt:

1. Die Klägerin nimmt den Beklagten auf SE im Zusammenhang mit dem Kauf eines VW T5
in Anspruch. Das Fahrzeug erlitt einen Motorschaden, der einen Austausch erforderlich
machte.

2. Der Beklagte zeigte trotz mehrfachlicher Fristsetzung keine Bereitschaft zum Austausch des
Motors, sodass die Klägerin den Schaden durch eine Fremdfirma gegen 17.824,50 € beheben
ließ. Dazu nahm sie ein Darlehen auf.

3. Der Motorschaden lag bereits bei Gefahrübergang vor, § 477 BGB greift. Es steht auch
keine negative Beschaffenheitsvereinbarung entgegen. Im KV befindet sich keine Rubrik
„Besondere Vereinbarungen“, eine Angabe im Fließtext unter „Zahlungsbedingungen und
sonstige Vereinbarungen“ reicht nicht aus.

4. Nutzungsausfallschaden und Zinsschaden stehen neben den Reparaturkosten.

• Hinweis: s. vorhergehend LG Verden, Urt. v. 6.12.2024 – 1 O 134/23

Prof. Dr. Ansgar Staudinger
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• LG Berlin II, Urt. v. 2.12.2025 – 10 O 66/25
• Inhalt:

1. Im Kaufvertrag bezeichnete der Händler das verkaufte Fahrzeug als „Unfallfahrzeug“. Eine
schriftliche vorvertragliche Information gab es nicht. Als der Verbraucher von dritter Seite
gezeigt bekam, dass der Unfallschaden nicht fachgerecht beseitigt wurde, erklärt er den
Rücktritt vom Kaufvertrag. Der Händler hält dagegen. Er habe alle notwendigen, auch
vorvertraglichen Informationen mündlich erteilt.

2. Das LG stellt zunächst fest, dass der Unfallschaden im Vertrag nicht ausreichend
offengelegt worden sei. Zwar sei es nicht ausgeschlossen, dass der Verbraucher mündlich
über die Abweichung von der objektiven Beschaffenheit informiert wurde. Dies setze aber
eine genaue Beschreibung der abweichenden Eigenschaften voraus und schließe pauschale
Hinweise auf die „schlechte“ oder „abweichende“ Beschaffenheit der Ware aus. Es sei damit
nicht ausreichend, ein Kfz nur als „Unfallfahrzeug“ zu bezeichnen. Zudem müsse die
Zustimmung des Käufers getrennt von der Zustimmung zum restlichen Hauptvertrag
erfolgen. Eine konkludente Zustimmung genüge nicht. Eine mündliche vorvertragliche
Information über den Schadenumfang konnte der Händler nicht beweisen. § 442 BGB
findet beim Verbrauchsgüterkauf keine Anwendung, § 475 Abs. 3 S. 2 BGB.

• Fundstelle: IWW Institut, VA 2026, 22
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• LG Kiel, Urt. v. 8.5.2025 – 6 O 276/23
• Redaktioneller Leitsatz:

Eine (negative) Beschaffenheitsvereinbarung setzt voraus, dass der Verbraucher vor
Abgabe seiner Willenserklärung gesondert über die Abweichung informiert wird. Dass
eine negative Beschaffenheitsvereinbarung vorliegt, ist eine für den Verkäufer günstige
Tatsache, sodass er die Darlegungs- und Beweislast trägt.

• Fundstelle: DAR 2025, 505; VuR 2025, 469 mAnm Winter
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Zur Ersatzfähigkeit von Zinsschäden
• OLG Celle, Beschluss v. 8.7.2025 – 16 U 5/25
• Inhalt:

1. Die Klägerin nimmt den Beklagten auf SE im Zusammenhang mit dem Kauf eines VW T5
in Anspruch. Das Fahrzeug erlitt einen Motorschaden, der einen Austausch erforderlich
machte.

2. Der Beklagte zeigte trotz mehrfachlicher Fristsetzung keine Bereitschaft zum Austausch des
Motors, sodass die Klägerin den Schaden durch eine Fremdfirma gegen 17.824,50 € beheben
ließ. Dazu nahm sie ein Darlehen auf.

3. Der Motorschaden lag bereits bei Gefahrübergang vor, § 477 BGB greift. Es steht auch
keine negative Beschaffenheitsvereinbarung entgegen. Im KV befindet sich keine Rubrik
„Besondere Vereinbarungen“, eine Angabe im Fließtext unter „Zahlungsbedingungen und
sonstige Vereinbarungen“ reicht nicht aus.

4. Nutzungsausfallschaden und Zinsschaden stehen neben den Reparaturkosten.

• Hinweis: s. vorhergehend LG Verden, Urt. v. 6.12.2024 – 1 O 134/23
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• OLG Oldenburg, Urt. v. 16.8.2023 – 4 U 72/22
• Redaktionelle Leitsätze:

1. Es erscheint wenig naheliegend, dass Parteien übereinstimmend an der Stelle
im Vertrag eine vereinbarte Beschaffenheit zur Herleitung von
Gewährleistungsansprüchen der Käuferin dokumentiert haben sollen, wo
eigentlich die Haftung des Verkäufers beschränkt wird.

2. Der Verkäufer eines Tieres hat (lediglich) dafür einzustehen, dass es bei
Gefahrübergang nicht krank ist und sich auch nicht in einem Zustand
befindet, aufgrund dessen bereits die Sicherheit oder zumindest die hohe
Wahrscheinlichkeit besteht, dass es alsbald erkranken wird und infolgedessen
für die gewöhnliche Verwendung nicht mehr einsetzbar wäre.

• Fundstelle: BeckRS 2023, 22441; AgrB 2024, 82 m. Anm. Staudinger/Runge, AgrB 2024,
83; vertiefend zum Pferdekauf  nach Umsetzung der Warenkaufrichtlinie Karsch, AgrB
2024, 23-28
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• Das neue Modell der Information ist Ausfluss vom Leitbild des
informierten Verbrauchers, der vor Vertragsschluss
„aufgeschlaut“ werden muss.

• Die Darlegungs- und Beweislast trifft den Unternehmer
gegenüber dem Verbraucher. Dies folgt aus allgemeinen
Erwägungen sowie einer Gesamtanalogie etwa zu § 651d Abs. 4
BGB.

• Auch wenn weder die WKRL noch die Umsetzung in § 476 BGB
Anforderungen aufstellt, sollte der Unternehmer die Einhaltung
der Informationspflicht im eigenen Interesse dokumentieren und
vom Verbraucher unterschreiben lassen. Die Beweissicherung
erfordert eine Aufbewahrung bis zum Ende der Verjährungsfrist.
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• Der hiesige Gesetzgeber hat wohl vom Sinn und Zweck her Art. 7
Abs. 5 WKRL zutreffend umgesetzt, auch wenn die Formulierung
lautet „zum Zeitpunkt des Abschlusses des Kaufvertrags“. Der
Verbraucher muss die Information erst erhalten haben, bevor er
informiert sein Angebot abgibt. Er soll im Bewusstsein
rechtsgeschäftlich handeln, dass diejenige Sache, die er erwerben
will, von objektiven Anforderungen an die Vertragsmäßigkeit her
abweicht (BT-Drs. 19/27424, S. 42).
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• Die Formulierung „eigens“ verpflichtet den Verkäufer zu einem
„Mehr“ an vorvertraglicher Information. Vor allem reicht es
nicht,  aus, die Abweichung nur als eine von mehreren
Eigenschaften der Kaufsache in der Produktbeschreibung
mitzuteilen (BT-Drs. 19/27424, S. 42).

• Aus der Vorgabe der gesteigerten Informationslast folgt nicht,
dass über jede negative Abweichung jeweils isoliert informiert
werden muss.

• „Wohlüberlegtes“ Handeln erfordert keine „cooling-off-Periode“.
Dies zeigt ein Vergleich mit anderen richtliniengeprägten
Gebieten wie die §§ 481 ff. (Hk-BGB/Staudinger/Friesen, 11.
Aufl. 2022, § 481 BGB Rn. 2) und 651a ff. BGB.
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• Formerfordernisse:
• Nr. 2 – ausdrückliche und gesonderte Vereinbarung
• Wiederum handelt es sich um kumulative Erfordernisse.
• Konkludente Vereinbarungen sind ausgeschlossen (BT-Drs.

19/27424, S. 42).
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• „Das Merkmal „gesondert“, erfordert, dass die Abweichung
hervorgehoben wird, damit der Verbraucher sie bewusst in seine
Kaufentscheidung einbezieht. Um eine Abweichung von der
objektiven Beschaffenheit zu vereinbaren, reicht es daher nicht
aus, diese neben zahlreichen anderen Vereinbarungen in einen
Formularvertrag oder separate Allgemeinen
Geschäftsbedingungen einzustellen. Die Vertragsunterlagen
müssen vielmehr so gestaltet sein, dass dem Verbraucher bei
Abgabe seiner Vertragserklärung bewusst wird, dass er eine
Kaufsache erwirbt, die von den objektiven Anforderungen an die
Vertragsgemäßheit abweicht oder abweichen kann.“ (BT-Drs.
19/27424, S. 42).
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• Der Gesetzgeber nimmt nicht Bezug auf  verwandte Vorschriften.
Dennoch können nach Maßgabe der Einheit der Rechtsordnung
etwa Judikatur sowie Schrifttum zu § 309 Nr. 11 lit. a) sowie etwa
§ 357 Abs. 3 S. 2 BGB als Maßstab dienen, auch wenn der
europarechtliche Hintergrund durch die WKRL zu beachten ist.
Parallelen ergeben sich ferner zu § 19 Abs. 5 S. 1, § 28 Abs. 4 §
37 Abs. 2 S. 2, 51 Abs. 1 VVG.

• Eine normale Klausel genügt nicht, ein eigenständiges Blatt ist
aber ebenso wenig notwendig. Die Gesetzesbegründung (BT-Drs.
19/27424, S. 42) spricht selbst davon, dass die Vereinbarung „im
Vertrag“ erfolgen muss. Allerdings verlangt Art. 7 Abs. 5 WKRL
nur, eine solche Vereinbarung „bei Abschluss des Kaufvertrages“.
Ein eigenständiges Blatt erscheint daher richtlinienkonform.
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• Entscheidend dürften sein Platzierung sowie drucktechnische
Gestaltung (in Anlehnung an BGH, 9.1.2013, IV ZR 197/11 zu §
28 Abs. 4 VVG).

• Maßgebend sind Sinn und Zweck der Formvorschrift.  Dem
Verbraucher soll die Abweichung deutlich vor Augen geführt
werden. Es geht in Anlehnung an die Gesetzesbegründung (BT-
Drs. 19/27424, S. 42) darum, dass die Abweichung ins
Bewusstsein des Verbrauchers gelangt.
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Formerfordernisse:
• Dabei können mehrere abweichende Vereinbarungen en bloc in

der gebotenen Weise zusammengefasst werden. Denn das
Merkmal „eigens“ bezieht sich ohnehin nur auf § 476 Abs. 1 S. 2
Nr. 1 BGB.

• Eine separate Unterschrift erfordern zwar weder der Haupttext
der Norm noch die Gesetzesbegründung. Sie ist aber jedenfalls
empfehlenswert und entspricht den Anforderungen etwa bei §
309 Nr. 11 lit. a) BGB, sofern es sich um einen schriftlichen
Vertrag handelt (BeckOGK/Weiler, 1.6.2025, § 309 Nr. 11 BGB
Rn. 82).
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• Der Unternehmer muss den Verbraucher also auf  die Abweichung der
objektiven Anforderung hinweisen und diese Abweichung ausdrücklich und
gesondert mit dem Verbraucher vereinbaren.

• Beim Neuwagen- wie Gebrauchtwagenkauf  werden die
Informationspflichten sowie die formgerechte Vereinbarung die
Unternehmerseite belasten.

• Vorsicht ist vor allem bei einer Probefahrt mit dem Vorführwagen mit Blick
auf § 434 Abs. 3 Nr. 3 und § 476 Abs. 1 BGB geboten.

• Vorführ- und Ausstellungsfahrzeug (Sondermodell) als zur Verfügung
gestelltes Muster?

• Maßgeblich erscheinen hier Art. 7 WKRL, Art. 2 Abs. 2 lit. a)
Verbrauchsgüterkauf-RL und Art. 35 Abs. 2 lit. c) CISG. Allerdings geht es
anders als im CISG um Verbraucherschutz und ein abweichendes Konzept,
nämlich der Abkehr von den objektiv erwartbaren Anforderungen. Jedenfalls
gibt es nicht die eigenständige Gattung des Vorführwagens.
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• Gleichermaßen stellt der Gesetzgeber ein derartiges Formerfordernis in § 476
Abs. 2 S. 2 BGB auch für die rechtsgeschäftliche Verkürzung der
Verjährungsfrist auf.

• § 476 BGB
(2) Die Verjährung der in § 437 bezeichneten Ansprüche kann vor Mitteilung
eines Mangels an den Unternehmer nicht durch Rechtsgeschäft erleichtert
werden, wenn die Vereinbarung zu einer Verjährungsfrist ab dem gesetzlichen
Verjährungsbeginn von weniger als zwei Jahren, bei gebrauchten Sachen von
weniger als einem Jahr führt. Die Vereinbarung ist nur wirksam, wenn

1. der Verbraucher vor der Abgabe seiner Vertragserklärung von der
Verkürzung der Verjährungsfrist eigens in Kenntnis gesetzt wurde und
2. die Verkürzung der Verjährungsfrist im Vertrag ausdrücklich und
gesondert vereinbart wurde.
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• Eine „normale“ (idR formularvertragliche) Verkürzungsklausel in einem schriftlichen
Kaufvertrag wird diesem Erfordernis in Zukunft nicht mehr gerecht.

• Also kein „business as usual“.
• Es drohen vielmehr der Rückfall auf  die zweijährige Verjährungsfrist in § 438 Abs. 1

Nr. 3 BGB sowie Abmahnung.
• Siehe hierzu BGH Urteil vom 24.3.2022 - III ZR 263/20
• Zur Sicherheit sollten die Klauselverbote ohne Wertungsmöglichkeit, beispielsweise

§ 309 Nr. 7 a und b BGB, bei der ausdrücklichen gesonderten Vereinbarung
angegeben werden; hierzu Staudinger, DAR 2022, 650.

• Es drohen vielmehr der Rückfall auf  die zweijährige Verjährungsfrist in § 438
Abs. 1 Nr. 3 BGB sowie Abmahnung.
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• LG München, Urt. v. 28.4.2025 – 22 O 134/25
• Redaktionelle Leitsätze:

1. Eine Verkürzung der Verjährung gem. § 476 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 BGB ist wirksam
erfolgt, wenn eigens und rechtzeitig vor Abgabe der Vertragserklärung darauf
aufmerksam gemacht wird. Hierfür ist es ausreichend, wenn dies unmittelbar bei der
Vertragsunterschrift geschieht.

2. In zeitlicher Hinsicht ist ausreichend, wenn die Vereinbarung über die Verkürzung
der Verjährung, wie im vorliegenden Fall, unmittelbar vor der Abgabe der
Vertragserklärung erfolgt. Eine Frist zum Nachdenken ist nicht erforderlich. Eine
gesonderte Zeitspanne zwischen Hinweis und Vertragserklärung ist im Gesetz nicht
vorgesehen und im Übrigen auch nur schwer bestimmbar. Sie ist auch nicht
notwendig, da ohne eine Willenserklärung des Käufers ein Vertragsschluss nicht
möglich ist.

• Fundstelle: DAR 2025, 510.
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• AG Lichtenberg, Urt. v. 24.10.2025 – 10 C 5168/24
• Inhalt:

1. Eine Verkürzung der Verjährung gem. § 476 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 BGB ist wirksam
erfolgt, wenn eigens und rechtzeitig vor Abgabe der Vertragserklärung darauf
aufmerksam gemacht wird. Hierfür ist es ausreichend, wenn dies unmittelbar bei
der Vertragsunterschrift geschieht.

2. Beruft sich der Kläger auf eine in zeitlicher Hinsicht von den bisherigen
Feststellungen abweichende Geltendmachung der kaufrechtlichen
Mängelgewährleistungsanspruche, was zum Ausschluss der Verjährung des
Anspruchs führen würde, muss er dazu substantiiert vortragen. WhatsApp-
Nachrichten, die eine frühere Anspruchsgeltendmachung belegen sollen und
erstmalig in der mündlichen Verhandlung zur Sprache kommen, reichen hierzu
nicht aus.

• Hinweis: Zur Vertraglichen Bindung durch Emojis siehe Wilske/Binder/Schönleber, NJW 2025,
2431
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Judikatur des Europäischen Gerichtshofs

• EuGH, Urt. v. 16.3.2023 – C-6/22 (1)
• Inhalt:

Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie 93/13 steht nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs
einer Schließung von Lücken eines Vertrags, die durch den Wegfall der darin
enthaltenen missbräuchlichen Klauseln entstanden sind, entgegen, wenn dies allein auf
der Grundlage von allgemeinen nationalen Vorschriften geschieht, die nicht
Gegenstand einer besonderen Prüfung durch den Gesetzgeber im Hinblick auf die
Herstellung eines Gleichgewichts zwischen allen Rechten und Pflichten der
Vertragspartner waren und die daher nicht unter die Vermutung fallen, dass sie nicht
missbräuchlich sind, da sie vorsehen, dass sich die in einem Rechtsgeschäft zum
Ausdruck gebrachten Wirkungen auch nach den Grundsätzen der Billigkeit oder der
Verkehrssitte bestimmen, bei denen es sich weder um dispositive Bestimmungen noch
um Vorschriften handelt, die im Fall einer entsprechenden Vereinbarung der
Vertragsparteien anwendbar sind (Urteil vom 25. November 2020, Banca B.,
C-269/19, EU:C:2020:954, Rn. 35 und die dort angeführte Rechtsprechung). (Rn. 56).
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• EuGH, Urt. v. 16.3.2023 – C-6/22 (2)
• Inhalt:

Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie 93/13 ist dahin auszulegen, dass das nationale
Gericht, nachdem es die Missbräuchlichkeit einer Klausel eines zwischen
einem Gewerbetreibenden und einem Verbraucher geschlossenen Vertrags
festgestellt hat, gehindert ist, die sich aus der Aufhebung der
missbräuchlichen Klausel in diesem Vertrag ergebenden Lücken durch die
Anwendung einer nicht dispositiven Vorschrift des nationalen Rechts zu
schließen. Es muss allerdings unter Berücksichtigung seines gesamten
innerstaatlichen Rechts alle Maßnahmen ergreifen, die erforderlich sind, um
den Verbraucher vor den besonders nachteiligen Folgen zu schützen, die die
Nichtigerklärung des Vertrags für ihn nach sich ziehen könnte.

• Fundstelle: curia; zur Judikatur Fornasier, ZEuP 2025, 233



Judikatur des Europäischen Gerichtshofs

• EuGH, Urt. v. 8.12.2022 – C 625/21
• Inhalt:

Art. 6 Abs. 1 und Art. 7 Abs. 1 der KL-RL sind dahin auszulegen, dass sie,
wenn eine Schadenersatzklausel in einem Kaufvertrag für missbräuchlich
und folglich nichtig erklärt worden ist, und der Vertrag ohne diese
Formularabrede fortbestehen kann, es verwehren, dass der gewerbliche
Verkäufer und Klauselsteller Schadensersatz gestützt ausschließlich auf eine
dispositive Vorschrift des nationalen Schuldrechts verlangen kann, die ohne
die genannte Klausel anwendbar gewesen wäre.

• Fundstelle: VersR 2023, 1107



Judikatur des Europäischen Gerichtshofs

• EuGH, Urt. v. 8.9.2022 – C-80/21, C-81/21, C-82/21
• Inhalt:

 Art. 6 Abs. 1 und Art. 7 Abs. 1 der KL-RL sind dahin auszulegen, dass sie einer nationalen
Rechtsprechung entgegenstehen, nach der das nationale Gericht, nachdem es die Nichtigkeit
einer missbräuchlichen Klausel in einem Vertrag zwischen einem Verbraucher und einem
Gewerbetreibenden festgestellt hat, die nicht zur Unwirksamkeit dieses Vertrags insgesamt
führt, diese Klausel durch eine dispositive Vorschrift des nationalen Rechts ersetzen
kann.

 Die ausnahmsweise bestehende Möglichkeit, eine für nichtig erklärte missbräuchliche Klausel
durch eine dispositive nationale Vorschrift zu ersetzen, ist auf Fälle beschränkt, in denen die
Streichung der Formularabrede den Richter zwingen würde, den Vertrag in seiner Gesamtheit
für unwirksam zu erklären, wenn dies für den Verbraucher besonders nachteilige Folgen und
er dadurch geschädigt würde.

 Daher kann das nationale Gericht, wenn ein Vertrag nach der Streichung der
missbräuchlichen Klauseln fortbestehen kann, diese Klauseln nicht durch eine dispositive
nationale Vorschrift ersetzen.

• Fundstelle: NJW 2022, 838



Judikatur des Europäischen Gerichtshofs

• EuGH, Urteil v. 27.1.2021 – C-229/19, C-289/19
• Inhalt:

 Die Bestimmungen der Klausel-Richtlinie (Richtlinie 93/13/EWG des Rates v. 05.04.1993
über missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen; nachfolgend: KL-RL) sind dahin
auszulegen, dass ein Gewerbetreibender, der als Verkäufer einem Verbraucher eine Klausel
auferlegt, die vom nationalen Gericht für missbräuchlich und folglich nichtig erklärt worden
ist, keinen Anspruch auf die Entschädigung hat, die in einer dispositiven Vorschrift des
nationalen Rechts vorgesehen ist, welche ohne diese Klausel anwendbar gewesen wäre.
Dies gilt jedoch nur unter der Voraussetzung, dass der Vertrag ohne diese Formularabrede
fortbestehen kann.

 Grund für diese weitere Sanktion, nämlich über das Verbot geltungserhaltender Reduktion:
Wenn es dem nationalen Gericht freistünde, den Inhalt der missbräuchlichen Klauseln
abzuändern, gefährdete dies die Verwirklichung des Ziels, das mit Art. 7 der KL-RL verfolgt
wird Abschreckungseffekt und Verhaltenssteuerung, die betreffende Formularabrede
nicht weiterhin zu verwenden.

• Fundstelle: NJW 2021, 1447



Pauschalreiserecht: Rücktrittskostenpauschale

Prof. Dr. Ansgar Staudinger

• AG Frankfurt, Vorlagebeschl. v. 21.8.2025 – 31039 C 77/25
• Vorlagefrage

Ist Art. 12 Abs. 1 der Richtlinie (EU) 2015/2302 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 25.11.2015 über Pauschalreisen und
verbundene Reiseleistungen, zur Änderung der Verordnung (EG)
Nr. 2006/2004 und der Richtlinie 2011/83/EU des Europäischen
Parlaments und des Rates sowie zur Aufhebung der Richtlinie
90/314/EWG des Rates dahin auszulegen, dass im Falle der
pauschalen Rücktrittsgebühr der Reiseveranstalter seinen Anspruch
auf Zahlung einer angemessenen Rücktrittsgebühr behält oder die
Rücktrittsgebühr konkret nach dem tatsächlichen Nachteil des
Reiseveranstalters zu berechnen ist oder der Reiseveranstalter den
Anspruch vollständig verliert?

• Fundstelle: n. v.
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Prof. Dr. Ansgar Staudinger

• AG Frankfurt a.M, Urt. v. 25.8.2025 – 31024 C 836/24
• Inhalt:

Die Regelung des § 651h Abs. 2 S. 2 BGB ist so zu
verstehen, dass dem Reiseveranstalter auch im Falle
möglicherweise unwirksamer AGB im Sinne von §
305 Abs. 1 S. 1 BGB, der Rückgriff auf die konkrete
Berechnung bleibt

• Fundstelle: dazu im Vorfeld Staudinger, jM 2025, 97
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Prof. Dr. Ansgar Staudinger

• AG Düsseldorf, Urt. v. 24.4.2025 – 40 C 590/24
• Zitat: "hat der Gerichtshof  der Europäischen Union mit Urteil

vom 20. September 2022 entschieden, dass ein Rückgriff  auf  die
Abrechnung nach § 651h Abs. 2 S. 2 BGB unzulässig ist, wenn die
Klausel zur Pauschalierung der Stornokosten in ARB missbräuchlich
im Sinne des Art. 3 der Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom 5. April
1993 über missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen
(nachfolgend: Klauselrichtlinie) ist (vergl. (EuGH Rechtssache C-
81/21 [Rn. 69]).“

• In dem - auch noch mit falschem Datum - zitierten EuGH-Urteil C-
81/21 geht es überhaupt nicht um Pauschalreisen. Erst recht hat der
EuGH irgendetwas zur nationalen Vorschrift in § 651h gesagt.
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Prof. Dr. Ansgar Staudinger

• AG München, Urt. v. 13.11.2024 – 242 C 14214/24
• Inhalt:

Ist eine im Vertrag festgeschriebene Stornogebühr nach den
Maßstäben der§§ 307 ff. unwirksam, kann sich das
Reiseunternehmen nicht auf die die konkrete Berechnung der
Entschädigung gemäß § 651 h Abs. 2 S. 2 BGB berufen.

• Fundstelle: nicht veröffentlicht; dazu Staudinger/Houida, NJW
2025, 870; Staudinger/ Houida, NJW 2025, 2820.
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Prof. Dr. Ansgar Staudinger

• AG München, Urt. v. 18.4.2024 – 275 C 20050/23
• Inhalt:

Ist eine im Vertrag festgeschriebene Stornogebühr nach
den Maßstäben der §§ 307 ff. unwirksam, kann sich das
Reiseunternehmen dennoch auf die konkrete Berechnung
der Entschädigung gemäß § 651 h Abs. 2 S. 2 BGB gem.
§ 651h Abs. 2 S. 2 BGB berufen.

• Fundstelle: MMR 2024, 699; dazu Staudinger, jM 2025, 97;
Staudinger/Houida, NJW 2025, 870; Staudinger/ Houida, NJW
2025, 2820.
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• § 477 BGB
(1) Zeigt sich innerhalb eines Jahres seit Gefahrübergang ein von den
Anforderungen nach § 434 oder § 475b abweichender Zustand der Sache, so
wird vermutet, dass die Sache bereits bei Gefahrübergang mangelhaft war, es
sei denn, diese Vermutung ist mit der Art der Sache oder des mangelhaften
Zustands unvereinbar. Beim Kauf  eines lebenden Tieres gilt diese Vermutung
für einen Zeitraum von sechs Monaten seit Gefahrübergang.

• Verlängerung der Beweislastumkehr auf  ein Jahr (bisher: 6 Monate, § 477
BGB)

• Dem Unternehmer wird der Beweis, dass ein Mangel nicht bereits bei
Gefahrübergang vorlag, in der Regel nicht gelingen (z.B. im
Gebrauchtwagenhandel).
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• EuGH, Urt. v. 4.6.2015 – C-497/13 (1)
• Leitsätze:

1. Die Verbrauchsgüterkaufrichtlinie 1999/44/EG ist dahin auszulegen, dass in einem
Rechtsstreit über einen Vertrag, der möglicherweise in den Geltungsbereich dieser
Richtlinie fällt, das mit dem Rechtsstreit befasste nationale Gericht, sofern es über
die dafür nötigen rechtlichen und tatsächlichen Anhaltspunkte verfügt oder darüber
auf  ein einfaches Auskunftsersuchen hin verfügen kann, die Frage zu prüfen hat, ob
der Käufer als Verbraucher eingestuft werden kann, selbst wenn er sich nicht
ausdrücklich auf  diese Eigenschaft berufen hat.

2. Art. 5 III der Richtlinie 1999/44/EG ist dahin auszulegen, dass er als eine Norm
anzusehen ist, die einer nationalen Bestimmung, die im innerstaatlichen Recht
zwingend ist, gleichwertig ist, und dass das nationale Gericht von Amts wegen jede
Bestimmung seines innerstaatlichen Rechts anwenden muss, die seine Umsetzung in
innerstaatliches Recht sicherstellt.
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• EuGH, Urt. v. 4.6.2015 – C-497/13 (2)
• Leitsätze:

3. Art. 5 II der Richtlinie 1999/44/EG ist dahin auszulegen, dass er nicht einer
nationalen Bestimmung entgegensteht, nach der der Verbraucher für die
Inanspruchnahme seiner Rechte aus dieser Richtlinie den Verkäufer rechtzeitig über
die Vertragswidrigkeit unterrichten muss, vorausgesetzt, dass der Verbraucher für
diese Unterrichtung über eine Frist von nicht weniger als zwei Monaten ab dem
Zeitpunkt seiner Feststellung der Vertragswidrigkeit verfügt, dass sich diese
Unterrichtung nur auf  das Vorliegen dieser Vertragswidrigkeit erstrecken muss und
dass sie nicht Beweisregeln unterliegt, die dem Verbraucher die Ausübung seiner
Rechte unmöglich machen oder diese übermäßig erschweren.

4. Art. 5 III der Richtlinie 1999/44/EG ist dahin auszulegen, dass die Regel, wonach
vermutet wird, dass die Vertragswidrigkeit bereits zum Zeitpunkt der Lieferung des
Guts bestand,
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• EuGH, Urt. v. 4.6.2015 – C-497/13 (3)
• Leitsätze:

– zur Anwendung gelangt, wenn der Verbraucher den Beweis erbringt, dass
das verkaufte Gut nicht vertragsgemäß ist und dass die fragliche
Vertragswidrigkeit binnen sechs Monaten nach der Lieferung des Guts
offenbar geworden ist, das heißt, sich ihr Vorliegen tatsächlich
herausgestellt hat. Der Verbraucher muss weder den Grund der
Vertragswidrigkeit noch den Umstand beweisen, dass deren Ursprung dem
Verkäufer zuzurechnen ist;
– von der Anwendung nur dadurch ausgeschlossen werden kann, dass der
Verkäufer rechtlich hinreichend nachweist, dass der Grund oder Ursprung
der Vertragswidrigkeit in einem Umstand liegt, der nach der Lieferung des
Guts eingetreten ist.

• Fundstelle: NJW 2015, 2237 = EuZW 2015, 556 mAnm Rott

• Literatur: Gutzeit, JuS 2016, 459; Looschelders, JA 2015, 942
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• BGH, Urt. v. 10.11.2021 – VIII ZR 187/20 (1)
• Leitsätze:

1. Die Vermutung des § 344 Abs. 1 HGB, wonach die von einem Kaufmann
vorgenommenen Rechtsgeschäfte im Zweifel als zum Betrieb seines
Handelsgewerbes gehörig gelten, findet im Rahmen der Einordnung des
rechtsgeschäftlichen Handelns eines Kaufmanns als Verbraucher- oder
Unternehmerhandeln nach §§ 13, 14 Abs. 1 BGB jedenfalls dann keine Anwendung,
wenn es sich bei dem Kaufmann um eine natürliche Person (Einzelkaufmann)
handelt (Fortentwicklung des Senatsurteils vom 18. Oktober 2017 - VIII ZR 32/16,
NJW 2018, 150 Rn. 37; Abgrenzung zu BGH, Urteile vom 13. Juli 2011 - VIII ZR
215/10, NJW 2011, 3435 Rn. 19; vom 9. Dezember 2008 - XI ZR 513/07, BGHZ
179, 126 Rn. 22).
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• BGH, Urt. v. 10.11.2021 – VIII ZR 187/20 (2)
• Leitsätze:

2. Die Vermutung des § 476 BGB aF greift nur dann ein, wenn der Käufer darlegt und
erforderlichenfalls beweist, dass sich an der Kaufsache innerhalb von sechs Monaten
nach Gefahrübergang ein mangelhafter Zustand (Mangelerscheinung) gezeigt hat,
der - unterstellt, er hätte seine Ursache in einem dem Verkäufer zuzurechnenden
Umstand - dessen Haftung wegen einer Abweichung von der geschuldeten
Beschaffenheit begründete (im Anschluss an Senatsurteile vom 12. Oktober 2016 - -
VIII ZR 103/15, BGHZ 212, 224 Rn. 36; vom 9. September 2020 - VIII ZR
150/18, NJW 2021, 151 Rn. 27 ff.). Kommt als Ursache für eine festgestellte
Mangelerscheinung (auch) ein Umstand in Betracht, der eine Haftung des Verkäufers
nicht zu begründen vermag - wie das bei gewöhnlichem Verschleiß an nicht
sicherheitsrelevanten Teilen eines Gebrauchtwagens regelmäßig der Fall ist (vgl.
Senatsurteil vom 9. September 2020 - VIII ZR 150/18, aaO Rn. 22 f. mwN) -, ist
dieser Beweis erst erbracht, wenn feststeht, dass die Ursache ebenfalls in einem
Umstand liegen kann, der - sofern er dem Verkäufer zuzurechnen wäre - dessen
Haftung auslöste.
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• BGH, Urt. v. 10.11.2021 – VIII ZR 187/20 (3)
• Leitsätze:

3. Der Regelung des § 476 BGB aF ist (jedenfalls) in den Fällen, in denen der Käufer
innerhalb der Sechsmonatsfrist des § 476 BGB aF alle Voraussetzungen für die
Entstehung des betreffenden Mangelrechts geschaffen und dieses gegenüber dem
Verkäufer geltend gemacht hat, eine "Ausstrahlungswirkung" dergestalt beizumessen,
dass bezogen auf  diejenigen - für die Durchsetzung des Mangelrechts neben dem
Zeitpunkt des Gefahrübergangs jeweils zusätzlich maßgeblichen - späteren
Zeitpunkte, die innerhalb des Sechsmonatszeitraums liegen (etwa der Zeitpunkt des
Zugangs des Gewährleistungsbegehrens), ebenfalls die Darlegung und der Nachweis
des Vorhandenseins einer Mangelerscheinung ausreicht. Darüber hinaus wirkt die
Bestimmung des § 476 BGB aF in den genannten Fällen dahingehend fort, dass der
Käufer - soweit er auch das Vorliegen eines Mangels zu Zeitpunkten, die außerhalb
der Sechsmonatsfrist des § 476 BGB aF liegen (etwa im Zeitpunkt der letzten
mündlichen Tatsachenverhandlung), zu beweisen hat - ebenfalls lediglich das
Fortbestehen der jeweiligen nachweislich innerhalb der Frist des § 476 BGB aF
aufgetretenen Mangelerscheinung bis zu diesen Zeitpunkten, nicht aber deren
Verursachung durch den Verkäufer nachzuweisen hat.
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• BGH, Urt. v. 10.11.2021 – VIII ZR 187/20 (4)
• Leitsätze:

4. Der kaufvertragliche Anspruch auf  Schadensersatz statt der Leistung (kleiner
Schadensersatz) gemäß § 437 Nr. 3, §§ 280, 281 Abs. 1 BGB kann nach wie vor
anhand der sogenannten fiktiven Mangelbeseitigungskosten bemessen werden (im
Anschluss an BGH, Urteil vom 12. März 2021 - V ZR 33/19, NJW 2021, 1532 Rn.
11, zur Veröffentlichung in BGHZ 229, 115 bestimmt; Beschluss vom 13. März 2020
- V ZR 33/19, ZIP 2020, 1073 Rn. 41 ff. mwN; Abgrenzung zu BGH, Urteil vom
22. Februar 2018 - VII ZR 46/17, BGHZ 218, 1 Rn. 31 ff.).

• Fundstelle: BeckRS 2021, 39626 m. Anm. Staudinger, jM 2022, 232
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• BGH, Urt. v. 12.10.2016 – VIII ZR 103/15 (1)
• Leitsätze:

1. § 476 BGB ist richtlinienkonform dahin auszulegen, dass die dort vorgesehene
Beweislastumkehr zugunsten des Käufers schon dann greift, wenn diesem der
Nachweis gelingt, dass sich innerhalb von sechs Monaten ab Gefahrübergang ein
mangelhafter Zustand (eine Mangelerscheinung) gezeigt hat, der – unterstellt, er
hätte seine Ursache in einem dem Verkäufer zuzurechnenden Umstand – dessen
Haftung wegen Abweichung von der geschuldeten Beschaffenheit begründen
würde. Dagegen muss der Käufer weder darlegen und nachweisen, auf  welche
Ursache dieser Zustand zurückzuführen ist, noch dass diese in den
Verantwortungsbereich des Verkäufers fällt (im Anschluss an EuGH,
ECLI:EU:C:2015:357 = NJW 2015, 2237 Rn. 70 – Faber).
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• BGH, Urt. v. 12.10.2016 – VIII ZR 103/15 (2)
• Leitsätze:

2. Weiter ist § 476 BGB richtlinienkonform dahin auszulegen, dass dem Käufer die
dort geregelte Vermutungswirkung auch dahin zugutekommt, dass der binnen
sechs Monaten nach Gefahrübergang zutage getretene mangelhafte Zustand
zumindest im Ansatz schon bei Gefahrübergang vorgelegen hat (im Anschluss an
EuGH, ECLI:EU:C:2015:357 = NJW 2015, 2237 Rn. 72 – Faber).

• Fundstelle: NJW 2017, 1093

• Literatur: Gutzeit; JuS 2017, 357; Koch, NJW 2017, 1068



Zur Beweislastumkehr, § 477 BGB
• OLG Celle, Beschluss v. 8.7.2025 – 16 U 5/25
• Inhalt:

1. Die Klägerin nimmt den Beklagten auf SE im Zusammenhang mit dem Kauf eines VW T5
in Anspruch. Das Fahrzeug erlitt einen Motorschaden, der einen Austausch erforderlich
machte.

2. Der Beklagte zeigte trotz mehrfachlicher Fristsetzung keine Bereitschaft zum Austausch des
Motors, sodass die Klägerin den Schaden durch eine Fremdfirma gegen 17.824,50 € beheben
ließ. Dazu nahm sie ein Darlehen auf.

3. Der Motorschaden lag bereits bei Gefahrübergang vor, § 477 BGB greift. Es steht auch
keine negative Beschaffenheitsvereinbarung entgegen. Im KV befindet sich keine Rubrik
„Besondere Vereinbarungen“, eine Angabe im Fließtext unter „Zahlungsbedingungen und
sonstige Vereinbarungen“ reicht nicht aus.

4. Nutzungsausfallschaden und Zinsschaden stehen neben den Reparaturkosten.

• Hinweis: s. vorhergehend LG Verden, Urt. v. 6.12.2024 – 1 O 134/23

Prof. Dr. Ansgar Staudinger
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• LG Wiesbaden, Urt. v. 7.10.2025 – 4 O 81/24
• Inhalt:

1. Die Regelung des § 475d Abs. 1 Nr. 2 BGB setzt voraus, dass sich nach Abschluss der
Nacherfüllung „ein“ Mangel zeigt. Dabei muss es sich nicht notwendig um denselben Mangel
handeln, der Anlass der zuvor vorgenommenen Nacherfüllung war. Nach der Intention des
Gesetzgebers soll es unerheblich sein, ob der Mangel nach dem Nacherfüllungsversuch
fortbesteht oder ob der Unternehmer bei der Vornahme der Nacherfüllung einen neuen, anderen
Mangel verursacht. Im Rahmen einer Nacherfüllung durch Mängelbeseitigung sind die
Voraussetzungen der Regelung danach jedenfalls dann gegeben, wenn entweder der Mangel
fortbesteht, der Gegenstand der Nacherfüllung war, oder im Zuge der Nachbesserung ein
weiterer Defekt der Ware verursacht wurde, der – hätte er zum Zeitpunkt des Gefahrübergangs
vorgelegen – einen Sachmangel iSv § 434 BGB oder einen Rechtsmangel iSv § 435BGB
darstellen würde. Dem dürfte gleichzusetzen sein, wenn sich trotz Behebung des gerügten
Mangels ein Sachmangel zeigt, der bereits bei Gefahrübergang vorlag oder dessen Vorliegen zu
diesem Zeitpunkt nach § 477 BGB zu vermuten ist.

2. Liegen zwischen Herstellung und Verkaufsdatum mehr als 12 Monate, ist ein Fahrzeug als
Gebrauchtfahrzeug anzusehen. Gleichwohl darf der Käufer einen Zustand erwarten, der dem
eines Neufahrzeugs entspricht. Ein solches Fahrzeug darf nicht rund um mit Kratzern übersäht
sein, welches Mängelbeseitigungskosten von über 10 % des Kaufpreises nach sich zieht.
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• BGH, VIII ZR 257/23:
 Der Kläger kauft einen gebrauchten Motorroller, fährt einen Tag nach

Übergabe auf die Autobahn und stellt eine Pendelbewegung bei einer
Geschwindigkeit von 130 km/h fest.

 Der Kläger stürzt, was auf die Pendelbewegungen des Motorrollers
zurückgeführt werden kann.

 Ursachen der Pendelbewegungen könnten sowohl eine Unwucht im
Vorderrad als auch ein zu geringer Reifenluftdruck gewesen sein.
Ebenso möglich ist, dass Lenkbewegungen, Spurrillen,
Seitenwindböen oder das Gewicht des Klägers die Pendelbewegungen
ausgelöst haben.

 Das Berufungsgericht wies die auf Rücktritt- und Schadensersatz
gerichtete Klage des Käufers mangels Beweises eines
Kausalzusammenhangs ab.

 Verhandlungstermin: 6. Mai 2026



Anstehende Entscheidungen zu § 477 BGB

Prof. Dr. Ansgar Staudinger 119

• BGH, VIII ZR 73/24:
 Der Versicherungsnehmer des Klägers erwarb ein Fahrzeug, das rund 3

Wochen nach dem Kauf Feuer fing und vollständig ausbrannte.
 Dabei war das Fahrzeug nicht in Betrieb, sondern befand sich abgestellt auf

einem Parkplatz.
 Der Versicherer des Käufers macht aus übergegangenem Recht Ansprüche

gegen den Verkäufer geltend.
 Ursachen des Brandes könnten sowohl ein technischer Defekt des Fahrzeugs

als auch ein Tierbiss an einer Kraftstoffleitung oder an einem elektrischen
Kabel sein. Ebenso ist eine Brandstiftung denkbar.

 Das Berufungsgericht ist der Auffassung, es obliege dem Käufer, darzulegen
und zu beweisen, dass das Fahrzeug mit einem Mangel behaftet war, der zu
dem Brand geführt hat. Die Vermutungsregelung des § 477 BGB begünstige
den Käufer nur dahingehend, dass dieser nicht beweisen müsse, dass ein
solcher Mangel bereits bei Übergabe der Kaufsache vorgelegen hat.

 Verhandlungstermin: 6. Mai 2026
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• § 479 BGB ergänzt die allgemeine Vorschrift § 443 BGB zu Garantien.
• Garantiegeber muss nicht Verkäufer sein, daher auch Herstellergarantie möglich.
• Arten: Beschaffenheits- und Haltbarkeitsgarantie
• Durch die Aufnahme des Merkmals Haltbarkeit als Teil der üblichen Beschaffenheit

in § 434 Abs. 3 S. 2 BGB wird die Unterscheidung zwischen den beiden
Garantiearten verwässert.

• Änderungen in § 479 BGB führen zu einem höherem Schutzniveau für
Verbraucher.

• Transparenz- und Informationsgebot in § 479 Abs. 1 BGB
• Einfach und verständlich
• Kein Gebrauch der Möglichkeit aus Art. 17 Abs. 4 WKRL hinsichtlich etwaiger

Vorschriften über zu nutzende Sprache; dennoch i.d.R. deutsche Sprache
erforderlich.

• Mindestvorgaben für inhaltliche Bestandteile: Hinweis auf  gesetzliche Rechte und
ihre unentgeltliche Inanspruchnahme, Name und Anschrift des Garantiegebers,
einzuhaltende Verfahren für Geltendmachung der Garantie, Nennung der Ware,
Bestimmungen der Garantie.
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• Formvorgabe (§ 479 Abs. 2 BGB): Zurverfügungstellung auf  dauerhaftem
Datenträger (§ 126b S. 2 BGB) spätestens zum Zeitpunkt der Lieferung.

• Nichteinhaltung der Anforderungen führt nicht zu Unwirksamkeit der
Garantieverpflichtung (§ 479 Abs. 4 BGB).

• Ansprüche des Verbrauchers ergeben sich aus Garantieerklärung selbst
(Vertragsfreiheit).

• In § 479 Abs. 3 BGB allerdings Mindeststandards für Haltbarkeitsgarantien
von Herstellern normiert, sodass sie auf  das Schutzniveau des gesetzlichen
Nacherfüllungsanspruchs gegenüber dem Verkäufer angehoben werden.
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• Unternehmerregress ist weiterhin im allgemeinen Kaufrecht geregelt (§§ 445a,
445b BGB), daneben Modifikationen beim Verbrauchsgüterkauf  (§ 478 BGB).

• Regressanspruch aus § 445a Abs. 1 BGB umfasst neu auch
• Aufwendungen, die der Verkäufer wegen eines Anspruchs auf  Rücknahme

der ersetzten Sache gem. § 439 Abs. 6 BGB erbracht hat und
• Aufwendungen, die der Verkäufer wegen eines Anspruchs des

Verbrauchers wegen einer Verletzung der Aktualisierungspflicht gem. §
475b Abs. 4 BGB erbracht hat.

• Durch die Erweiterung des Regressanspruches stellt der Gesetzgeber sicher,
dass die Aktualisierungspflicht durch die Lieferkette bis zum Hersteller
weitergereicht wird, da in der Regel allein dieser technisch und rechtlich in der
Lage ist, Aktualisierungen anzubieten (vgl. BT-Drs. 19/27424, S. 27).

• Abschaffung der zeitlichen Obergrenze der Ablaufhemmung von fünf  Jahren
in § 445b Abs. 2 BGB.
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Verordnungen

• Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates vom 22. Dezember 2000 über
die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von
Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (Brüssel I VO), in Kraft seit
dem 1. März 2002 (beachte die Änderung der Anhänge I bis IV durch
Verordnung (EU) Nr. 156/2012 der Kommission vom 22. Februar 2012)

• Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 12. Dezember 2012 über die gerichtliche Zuständigkeit und die
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und
Handelssachen (Brüssel Ia-VO), in Kraft seit dem 10.1.2015

Rechtsquellen
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Verbrauchersachen
Zuständigkeitssystem (1)

Klagen des Verbrauchers

Art. 17 Abs. 1, Art. 7 Nr. 5
Brüssel Ia-VO:

Gerichtsstand der
Niederlassung

Art 18 Abs. 3 Brüssel Ia-
VO: Konnexe Widerklage

Wohnsitzstaat des
Vertragspartners

Wohnsitz des
Verbrauchers

„Gericht des
Ortes“ =

internationale +
örtliche

Zuständigkeit

Art 18 Abs. 1 Brüssel Ia-
VO
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Verbrauchersachen
Zuständigkeitssystem (2)

Gerichtsstandsvereinbarungen unterliegen neben den
Formerfordernissen in Art. 25 Abs. 1 Brüssel Ia-VO besonderen Pro-

und Derogationsschranken

Art. 19 in Verbindung mit Art. 25
Abs. 4 Brüssel Ia-VO

- Nachträglich, oder

- zugunsten des Verbrauchers, oder

- aus Billigkeit Vereinbarung der
internationalen Zuständigkeit des
Staates, in dem beide Parteien zur
Zeit des Vertragsschlusses ihren
Wohnsitz/gewöhnlichen Aufenthalt
haben
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• EuGH, Beschluss v. 14.3.2024 – C-429/22
• Orientierungssatz:

Art. 6 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 593/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 17. Juni 2008 über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht (Rom I) ist
dahin auszulegen, dass wenn ein Verbrauchervertrag die Anforderungen dieser Vorschrift erfüllt
und keine gültige Rechtswahl für diesen Vertrag getroffen wurde, das auf diesen Vertrag
anzuwendende Recht nach dieser Vorschrift zu bestimmen ist, wobei es nicht auf den Umstand
ankommt, dass das gemäß Art. 4 dieser Verordnung auf diesen Vertrag anwendbare Recht
möglicherweise für den Verbraucher günstiger wäre.

• Fundstelle: juris, ABl EU C, C/2024/3579, 17.06.2024 (Entscheidungsformel)

Verbrauchersachen
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• EuGH, Urt. v. 14.9.2023 – C-821/21 (1)
• Leitsätze:

1. Art. 18 Abs. 1 der Brüssel Ia-VO ist dahin auszulegen, dass der Ausdruck „anderer
Vertragspartner“ in dieser Bestimmung so zu verstehen ist, dass er ausschließlich die
am streitigen Vertrag beteiligte natürliche oder juristische Person meint, nicht jedoch
andere, an diesem Vertrag nicht beteiligte Personen, selbst wenn sie mit dieser Person
verbunden sind.

2. Art. 63 Abs. 1 und 2 ist dahin auszulegen, dass die gemäß dieser Vorschrift
vorzunehmende Bestimmung des Wohnorts des „anderen Vertragspartners“ im Sinne
von Art. 18 Abs. 1 dieser Verordnung keine Beschränkung der für den Verbraucher im
Sinne derselben Vorschrift bestehenden Wahlmöglichkeit darstellt. Insoweit handelt es
sich bei den präzisierenden Angaben zum Begriff „satzungsmäßiger Sitz“ in Art. 63
Abs. 2 um autonome Definitionen.
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• EuGH, Urt. v. 14.9.2023 – C-821/21 (2)
• Leitsätze:

3. Art. 3 der Rom I-VO ist dahin auszulegen, dass er einer Rechtswahlklausel in den
allgemeinen Vertragsbedingungen oder einem gesonderten und dem Verbraucher
ausgehändigten Dokument, auf das dieser Vertrag verweist, nicht entgegensteht,
sofern diese Klausel den Verbraucher darüber unterrichtet, dass er nach Art. 6 Abs. 2
der Rom-I-Verordnung jedenfalls den Schutz der zwingenden Bestimmungen des
Rechts des Landes genießt, in dem er seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

4. Art. 3 der Rom I-VO ist dahin auszulegen, dass er einer Rechtswahlklausel in den
allgemeinen Vertragsbedingungen oder einem gesonderten und dem Verbraucher
ausgehändigten Dokument, auf das dieser Vertrag verweist, nicht entgegensteht,
sofern diese Klausel den Verbraucher darüber unterrichtet, dass er nach Art. 6 Abs. 2
der Rom-I-Verordnung jedenfalls den Schutz der zwingenden Bestimmungen des
Rechts des Landes genießt, in dem er seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

• Fundstelle: IPRax 2023, Heft 6, II
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• EuGH, Urt. v. 14.9.2023 – C-632/21
• Redaktionelle Leitsätze:

1. Die Bestimmungen der Rom I-VO finden im Rahmen eines bei einem Gericht eines
Mitgliedstaats anhängigen Rechtsstreits auf Verträge Anwendung, deren beide Parteien
dem Vereinigten Königreich angehören, soweit die Verträge einen Auslandsbezug
aufweisen.

2. Art. 6 Abs. 2 der Rom I-VO ist dahin auszulegen, dass die Parteien eines
Verbrauchervertrags, wenn dieser Vertrag die Anforderungen von Art. 6 Abs. 1 erfüllt,
das auf den Vertrag anzuwendende Recht gemäß Art. 3 der Verordnung wählen können,
sofern diese Rechtswahl nicht dazu führt, dass dem Verbraucher der Schutz entzogen
wird, der ihm durch diejenigen Bestimmungen gewährt wird, von denen nach dem
Recht, das nach Art. 6 Abs. 1 dieser Verordnung - wonach ein solcher Vertrag dem Recht
des Staates unterliegt, in dem der Verbraucher seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat -
mangels einer Rechtswahl anzuwenden wäre, nicht durch Vereinbarung abgewichen
werden darf; in Anbetracht dessen, dass es sich bei diesem Art. 6 Abs. 2 seiner Art nach
um eine zwingende und abschließende Regelung handelt, von dieser Bestimmung nicht
zugunsten eines für den Verbraucher angeblich günstigeren Rechts abgewichen werden
darf.

• Fundstelle: IPRax 2023, Heft 6, IV
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• EuGH, Urt. v. 9.3.2023 – C-177/22 (1)
• Leitsätze:

1. Art. 17 Abs. 1 der Brüssel Ia-VO ist dahin auszulegen, dass für die Feststellung,
ob eine Person, die einen unter Buchst. c dieser Bestimmung fallenden Vertrag
geschlossen hat, als „Verbraucher“ im Sinne dieser Bestimmung eingestuft
werden kann, die mit dem Abschluss dieses Vertrags verfolgten gegenwärtigen
oder zukünftigen Ziele zu berücksichtigen sind, und zwar unabhängig von der
Frage, ob diese Person ihre Tätigkeit in einem Arbeitsverhältnis oder selbständig
ausübt.
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• EuGH, Urt. v. 9.3.2023 – C-177/22 (2)
• Leitsätze:

2. Art. 17 Abs. 1 der Brüssel Ia-VO ist dahin auszulegen, dass für die Feststellung,
ob eine Person, die einen unter Buchst. c dieser Bestimmung fallenden Vertrag
geschlossen hat, als „Verbraucher“ im Sinne dieser Bestimmung eingestuft
werden kann, der Eindruck berücksichtigt werden kann, den diese, sich auf die
Verbrauchereigenschaft berufende Person durch ihr Verhalten bei ihrem
Vertragspartner erweckt hat, das insbesondere darin bestand, dass sie auf die
Vertragsbestimmungen, in denen sie als Unternehmerin bezeichnet wird, nicht
reagiert hat, darin, dass sie den Vertrag über einen Vermittler abgeschlossen hat,
der in dem Bereich, in den der Vertrag fällt, beruflich oder gewerblich tätig ist
und der nach der Unterzeichnung des Vertrags die andere Partei gefragt hat, ob
es möglich sei, auf der entsprechenden Rechnung die Mehrwertsteuer
auszuweisen, und darin, dass sie den Gegenstand, auf den sich der Vertrag
bezieht, kurz nach dessen Abschluss und eventuell mit Gewinn verkauft hat.
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• EuGH, Urt. v. 9.3.2023 – C-177/22 (3)
• Leitsätze:

3. Art. 17 Abs. 1 der Brüssel Ia-VO ist dahin auszulegen, dass das nationale
Gericht, wenn es sich als unmöglich erweist, im Rahmen der Gesamtwürdigung
der ihm zur Verfügung stehenden Informationen bestimmte den Abschluss
eines Vertrags begleitende Umstände, bei denen es sich insbesondere um
Angaben in diesem Vertrag oder um die Einschaltung eines Vermittlers im Zuge
des Vertragsabschlusses handelt, rechtlich hinreichend festzustellen, den
Beweiswert dieser Informationen nach den nationalen Rechtsvorschriften zu
beurteilen hat, und zwar auch im Hinblick auf die Frage, ob Zweifel der Person
zugutekommen müssen, die sich auf die Verbrauchereigenschaft im Sinne dieser
Bestimmung beruft.

• Fundstelle: IPRax 2023, 490 m. Anm. Bens, IPRax 2023, 527
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• BGH, Urt. v. 15.5.2024 – VIII ZR 226/22 (1)
• Leitsätze:

1. Zum Verbrauchergerichtsstand nach Art. 15 Abs. 1 Buchst. c, Art. 16 Abs. 1 Alt. 2
Lugano-Übk II (im Anschluss an EuGH, Urteil vom 7. Dezember 2010 - C-585/08 und
C-144/09, NJW 2011, 505 Rn. 75 f., 92 - Pammer und Hotel Alpenhof; BGH, Urteile
vom 28. Februar 2012 - XI ZR 9/11, NJW 2012, 1817 Rn. 39; vom 15. Januar 2015 - I
ZR 88/14, NJW 2015, 2339 Rn. 14; vom 9. Februar 2017 - IX ZR 9/16, NJW 2017, 123
Rn. 12 ff.).

2. Die Länge der in der Ausnahmevorschrift des § 312d Abs. 4 Nr. 6 BGB aF genannten
Widerrufsfrist zur Beurteilung des Vorliegens eines möglichen Spekulationsgeschäfts
richtet sich nach dem vom Gesetz für den Regelfall der ordnungsgemäßen
Widerrufsbelehrung vorgesehenen Widerrufsfrist von 14 Tagen (§ 355 Abs. 2 Satz 1 BGB
aF); das gilt auch dann, wenn der Verbraucher im konkreten Fall nicht ordnungsgemäß
belehrt wurde und den Vertrag deshalb länger widerrufen kann.

Verbrauchersachen
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• BGH, Urt. v. 15.5.2024 – VIII ZR 226/22 (2)
• Leitsätze:

3. Der Begriff der Finanzdienstleistung in § 312b Abs. 1 Satz 2 BGB aF ist nicht
einschränkend dahingehend auszulegen, dass eine Geldanlage nur vorliegt, wenn
Anlageobjekt ausschließlich Finanzinstrumente sind.

4. Jedenfalls in Fällen eines sogenannten Teakinvestments, in denen der Verbraucher den
Sachwert der von ihm erworbenen, in Costa Rica belegenen Bäume bei lebensnaher
Betrachtung ohne die vom Unternehmer angebotenen Dienstleistungen nicht realisieren
kann und der Unternehmer ein Konzept verfolgt, das einem Sachwertefonds ähnelt,
liegen hinreichende, über den reinen Verkauf von Sachgütern zu Anlagezwecken
hinausgehende Umstände vor, welche die Annahme einer Finanzdienstleistung im Sinne
des § 312b Abs. 1 Satz 2 BGB aF rechtfertigen.

• Fundstelle: NJW 2024, 2680 ff.; hierzu Wilke, RIW 2024, 617 ff; Staudinger/Sprick, jurisPR-IWR
5/2024 Anm. 2
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• LG Darmstadt, Urt. v. 28.6.2024 – 27 O 380/21
• Inhalt:

Im Zentrum der Entscheidung steht die internationale Zuständigkeit des LG Darmstadt. Nach Art. 18 Abs. 1
Alt. 2 Brüssel Ia-VO kann die Klage eines Verbrauchers gegen den anderen Vertragspartner ohne Rücksicht
auf  dessen Wohnsitz vor dem Gericht des Ortes erhoben werden, an dem der Verbraucher seinen Wohnsitz
hat, wenn dessen Anwendungsbereich eröffnet ist. Dies verneinte das LG Darmstadt in der hiesigen
Entscheidung, welche die Rückabwicklung eines Pferdekaufvertrages zum Gegenstand hatte. Die
Voraussetzungen des im Anlassstreit allein in Betracht kommenden Art. 17 Abs. 1 c) Brüssel Ia-VO lägen
nicht vor. Dass der Beklagte über einige Jahre in Deutschland als Reiter beschäftigt war, begründe keine
Ausrichtung seiner Verkaufsbemühungen auf  Deutschland. Auch spreche die sprachliche Gestaltung der
Website des Beklagten in englischer Sprache gegen eine Adressierung an deutsche Pferdekäufer.
Streitig war überdies, ob der Kläger überhaupt Vertragspartner des Beklagten war. Dazu verhielt sich das
Gericht aufgrund der nicht vorhandenen Ausrichtung der Geschäftstätigkeit des Beklagten auf  Deutschland
nicht. Da nach dem gerichtlich festgestellten Sachverhalt der Sohn des Klägers (Profireiter) mit dem
Beklagten kontrahierte und der Kläger den Kauf  lediglich finanzierte, dürfte ein Vertrag zwischen den
Parteien nicht zustande gekommen sein. Folglich greift auch aus diesem Grund der Verbrauchergerichtsstand
der Brüssel Ia-VO nicht ein. Schließlich tritt ein professionellen Reiter, der zu eben diesem Zweck ein Pferd
erwirbt, bei einem solchen Geschäft nicht als Verbraucher, sondern als Unternehmer auf. Ganz abgesehen
davon war der Sohn des Klägers nicht Partei des in Rede stehenden Rechtsstreits.
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Brüssel Ia-VO – Übersicht
Anwendungsbereich

Räumlicher Anwendungsbereich
 Grenzüberschreitender Bezug mit Beklagtensitz in

einem Mitgliedstaat
 Bei Hauptniederlassung in einem Drittstaat

beachte Art. 11 Abs. 2 sowie Art. 17 Abs. 2
 Drittstaatenwohnsitz des Beklagten ggf. im Lichte

des Art. 6 unschädlich

Sachlicher Anwendungsbereich
 Art. 1 Abs. 1 S. 1
 Beachte Ausnahmen in Abs. 1 S. 2, Abs. 2

Intertemporaler Anwendungsbereich
 Art. 66, 81
 Zeitpunkt der Klageerhebung ab dem 10.1.2015

Keine vorrangigen Sekundärrechtsakte
und internationale Abkommen

 Art. 67 ff.
 Ggf. Vorrang des LugÜ gem. Art. 73 Abs. 1,

sofern maßgeblicher Anknüpfungspunkt in
einem Signatar- und nicht Mitgliedstaat liegt



Prof. Dr. A. Staudinger 138

Brüssel Ia-VO - Räumlicher Anwendungsbereich

Lex fori bestimmt grds. Zuständigkeit, wenn kein Wohnsitz des Beklagten
(Art. 62, 63) in einem Mitgliedstaat

Art. 6 Abs. 1, beachte Art. 18 Abs. 1, 21 Abs. 2, 24, 25 sowie die
Niederlassungskonstellationen Art. 11 Abs. 2, Art. 17 Abs. 2, Art. 20 Abs. 2

Liegt Wohnsitz (Art. 62, 63) des Beklagten in einem Mitgliedstaat, ist gem.
Art. 4 Abs. 1 Zuständigkeit dieses Staates gegeben

Das Vereinigte Königreich gilt seit dem Brexit nicht mehr als
Mitgliedstaat. Da es seitdem den Status eines Drittstaates besitzt, findet

die Brüssel Ia-VO nur noch für die in Art. 6 Abs. 1 Brüssel Ia-VO
genannten Fälle Anwendung. Dies gilt unabhängig davon, ob der britische

Beklagte eine mitgliedstaatliche Zweigniederlassung besitzt.
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Anwendung der Brüssel Ia-VO
bei Drittstaatensachverhalten
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• EuGH, Urt. v. 20.10.2022 – C-604/20 (1)
• Leitsätze:

1. Art. 21 Abs. 1 Buchst. b. Ziff. i und Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 12.12.2012 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung
und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen ist wie folgt auszulegen:
Ein Arbeitnehmer kann eine Person mit oder ohne Wohnsitz im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats,
an die er durch keinen förmlichen Arbeitsvertrag gebunden ist, die ihm gegenüber aber aufgrund einer
Patronatsvereinbarung, von der der Abschluss des Arbeitsvertrags mit einem Dritten abhing,
unmittelbar für die Erfüllung der Ansprüche gegen diesen Dritten haftet, vor dem Gericht des Ortes
verklagen, an dem oder von dem aus er zuletzt gewöhnlich seine Arbeit verrichtet hat, wenn zwischen
dieser Person und dem Arbeitnehmer ein Unterordnungsverhältnis besteht.

Brüssel Ia-VO – Drittstaatensachverhalte
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• EuGH, Urt. v. 20.10.2022 – C-604/20 (2)
• Leitsätze:

2. Art. 6 Abs. 1 der Verordnung Nr. 1215/2012 ist wie folgt auszulegen:
Der Vorbehalt hinsichtlich der Anwendung von Art. 21 Abs. 2 der Verordnung verwehrt es selbst
dann dem Gericht eines Mitgliedstaats, sich, wenn die Anwendungsvoraussetzungen dieses Art. 21
Abs. 2 erfüllt sind, auf die Vorschriften dieses Mitgliedstaats über die gerichtliche Zuständigkeit zu
berufen, wenn sie für den Arbeitnehmer günstiger wären. Sind hingegen weder die
Anwendungsvoraussetzungen von Art. 21 Abs. 2 der Verordnung Nr. 1215/2012 noch diejenigen der
übrigen Vorschriften, die in Art. 6 Abs. 1 der Verordnung aufgeführt werden, erfüllt, steht es dem
Gericht nach dieser letztgenannten Bestimmung frei, bei der Bestimmung der gerichtlichen
Zuständigkeit die genannten Vorschriften dieses Mitgliedstaats anzuwenden.

Brüssel Ia-VO – Drittstaatensachverhalte
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• EuGH, Urt. v. 20.10.2022 – C-604/20 (3)
• Leitsätze:

3. Art. 17 Abs. 1 der Verordnung Nr. 1215/2012 und Art. 6 Abs. 1 der Verordnung (EG)
Nr. 593/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17.6.2008 über das auf
vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht sind wie folgt auszulegen:
Der Begriff der beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit umfasst nicht nur eine
selbstständige Tätigkeit, sondern auch eine abhängige Beschäftigung. Bei einer zwischen
dem Arbeitnehmer und einer Person, die nicht der im Arbeitsvertrag genannte
Arbeitgeber ist, geschlossenen Vereinbarung, nach der diese Person gegenüber dem
Arbeitnehmer unmittelbar für Ansprüche gegen den Arbeitgeber aus dem
Arbeitsvertrag haftet, handelt es sich für die Anwendung dieser Vorschriften nicht um
einen Vertrag, der ohne Bezug zu einer beruflichen Tätigkeit oder Zielsetzung und
unabhängig von einer solchen geschlossen worden wäre.

• Fundstelle: BeckRS 2022, 28052 m. Anm. Berner, RIW 2025, 625; Staudinger/Krauß,
jurisPR-IWR 1/2023 Anm. 2; Ulrici, jurisPR-ArbR 2/2023 Anm. 8; Wagner, EuZW
2022, 1065

Brüssel Ia-VO – Drittstaatensachverhalte
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Anwendung der Brüssel Ia-VO in
Verbrauchersachen bei

Drittstaatensachverhalten nach
Brexit
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• EuGH, Urt. v. 9.10.2025 – C-540/24
• Orientierungssatz:

Art. 25 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
12. Dezember 2012 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von
Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen ist dahin auszulegen, dass unter diese Bestimmung ein
Sachverhalt fällt, in dem zwei im Vereinigten Königreich ansässige Vertragsparteien durch eine
Gerichtsstandsvereinbarung, die während des im Abkommen über den Austritt des Vereinigten
Königreichs Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen Union und der Europäischen
Atomgemeinschaft vorgesehenen Übergangszeitraums geschlossen wurde, die Zuständigkeit eines
Gerichts eines Mitgliedstaats für Rechtsstreitigkeiten aus diesem Vertrag vereinbaren, selbst wenn
dieses Gericht nach dem Ende des Übergangszeitraums mit einem Rechtsstreit zwischen diesen
Parteien befasst wurde.

• Fundstelle: juris

Brüssel Ia-VO – Brexit und Gerichtsstandsvereinbarung
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• BGH, Urt. v. 7.10.2025 – II ZR 112/24
• Leitsatz:

Das Abkommen über den Austritt des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland aus der
Europäischen Union und der Europäischen Atomgemeinschaft (Abl. vom 12. November 2019/C 384
I./01) in Verbindung mit Art. 216 AEUV steht nach dem Ablauf der Übergangsfrist (Art. 126 AA) der
Anwendung des Art. 18 Abs. 1 EuGVVO im Klageverfahren gegen einen Beklagten mit Sitz in
Großbritannien nicht entgegen.

• Fundstelle: BeckRS 2025, 27338

Brüssel Ia-VO – Brexit und Verbrauchersache
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Brüssel Ia-VO – Brexit und Verbrauchersache
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• OLG Köln, Urt. v. 27.3.2025 – 18 U 27/24
• Redaktionelle Leitsätze:

1. Die internationale Zuständigkeit deutscher Gerichte im Verbrauchergerichtsstand bleibt auch nach
dem Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU für Klagen gegen britische Unternehmen
bestehen.

2. Ein Anspruch auf Rückzahlung der Einlage aus Genussrechtsbeteiligungen besteht nach
österreichischem Recht, wenn die ordentliche Kündigung vor der Verschmelzung wirksam erklärt
wurde und kein Verlustanteil nachgewiesen ist.

• Fundstelle: BeckRS 2025, 6413; dazu Lehmann, IPRax 2025, 442
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• OLG München, Urt. v. 16.9.2024 – 17 U 1521/24e
• Redaktionelle Leitsätze:

1. Für mögliche rechtswidrige Umwandlungen von Genussrechten in Aktien im Zusammenhang mit
der Verschmelzung einer österreichischen GmbH mit einer Gesellschaft in Großbritannien ergibt
sich aufgrund der internationalen Unzuständigkeit deutscher Gerichte kein Gerichtsstand in
Deutschland.

2. Dass es sich bei Großbritannien nach Ablauf der Übergangsfrist nach dem Brexit um einen
Drittstaat handelt, besagt nichts darüber, ob das Austrittsabkommen vorrangig gegenüber Artikel 6
EuGVVO anzuwenden ist oder nicht. Vielmehr ist wegen der grundsätzlichen Bedeutung der Frage
hinsichtlich der internationalen (Un-) Zuständigkeit deutscher Gerichte im Zusammenhang mit dem
Austrittsabkommen die Revision zuzulassen.

• Fundstelle: IWRZ 2025, 98; zu Recht kritisch Lehmann, IPRax 2025, 442; Tönies-Bambalska jurisPR-IWR
06/2024; das OLG München hat die Revision zum BGH zugelassen; siehe auch LArbG Düsseldorf, Urt.
v. 24.4.2024 – 12 Sa 1001/23
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• OLG Köln, Urt. v. 23.5.2024 – 18 U 157/23
• Leitsatz:

Bei Sachverhalten mit Sachbezug zum Vereinigten Königreich bleibt auch nach dessen Austritt aus der
Europäischen Union für gerichtliche Verfahren, die nach dem 31.12.2020 eingeleitet worden sind, der
Rückgriff unter anderem auf den Verbrauchergerichtsstand gemäß Art. 6 Abs. 1 i.V.m. Art. 18 Abs. 1
EuG-VVO eröffnet.

• Fundstelle: BKR 2024, 669; m. Anm. Jungemeyer jurisPR-IWR 04/2024 Anm. 3;
• Beachte: Mitteilung der Europäischen Kommission "Der Austritt des Vereinigten Königreichs und die

EU-Vorschriften im Bereich der Ziviljustiz und des internationalen Privatrechts" vom 27. August 2020,
dort Seite 4 f., Ziff. 1.2 mit Fn. 14
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Brexit und Verbrauchersache

• LG Aachen, Beschluss v. 13.8.2025 – 11 O 40/25
• Inhalt (mündliche Verhandlung am 6.3.2026):

Rechtsstreit gegen Aston Martin über eine Nutzungsentschädigung i.H.v. rund 55.000 €
für mehr als 400 gefahrene Kilometer.
Der Käufer möchte das Fahrzeug mängelbehaftet wieder zurückgeben (Modell
Valkyrie).
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Keine Anwendung der Brüssel
Ia-VO in Versicherungssachen
bei Drittstaatensachverhalten

nach Brexit
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• AG Augsburg, Urt. v. 18.1.2022 – 19 C 3058/21
• Inhalt:

• Parteien streiten über Schadensersatzansprüche aus einem Verkehrsunfall in Großbritannien am 8.3.2021
• Die Brüssel Ia-VO findet auf  diesen Sachverhalt keine Anwendung; seit dem 1.1.2021 ist Großbritannien

aus Sicht der Mitgliedstaaten ein Drittstaat
• Für die internationale Zuständigkeit für Klagen gegen Beklagte mit Sitz in Großbritannien gilt damit Art.

6 Brüssel Ia-VO, der vorbehaltlich weniger Vorschriften der VO auf  das nationale Zuständigkeitsrecht
verweist.

• Fundstelle: bislang unveröffentlicht
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Gutgläubiger Eigentumserwerb



Gutgläubiger Erwerb
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• OLG Celle, Urt. v. 12.3.2026 – 11 U 123/25
• Leitsatz:

Ein privater Autokäufer handelt nicht grob fahrlässig im Sinne des § 932 Abs. 2
BGB, wenn er von einem bis dahin gut beleumundeten - indes unerkannt
insolventen - Vertragshändler, von dem er kurz zuvor bereits ein anderes Fahrzeug
ohne Schwierigkeiten zu Eigentum erworben hatte, einen „auf Halde“ stehenden
weiteren Vorführwagen zu Eigentum erwerben will und sich bei der
Fahrzeugübergabe im Hinblick auf die Zulassungsbescheinigung Teil II mit der
Auskunft vertrösten lässt, diese sei bei einem zur Zeit erkrankten Mitarbeiter „unter
Verschluss“ und werde nachgesandt.

• Fundstelle: BeckRS 2026, 3713
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Abschleppkosten nach verbotener
Eigenmacht



Abschleppkosten
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• BGH, Urt. v. 19.12.2025 – V ZR 44/25
• Leitsatz:

Wer ein Fahrzeug über das auf dem Parkschein ausgewiesene Parkzeitende
hinaus auf einem gebührenpflichtigen privaten Parkplatz abstellt, begeht
verbotene Eigenmacht. Der Grundstückseigentümer darf infolgedessen das
Fahrzeug abschleppen lassen; eine Wartepflicht trifft ihn insoweit regelmäßig
nicht.

• Fundstelle: BeckRS 2025, 37936
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